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An die 
Mitglieder
des Ausschusses für Stadtentwicklung, Wirtschaftsförde-
rung, Verkehr und Digitalisierung
der Stadt Erkelenz

Robert Broesi, Büro MUST
Bernd Niedermeier, Büro MWM

29.08.2023

E i n l a d u n g

Hiermit lade ich Sie zur 19. Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, Ver-
kehr und Digitalisierung ein.

Sitzungstermin: Dienstag, 12.09.2023, 18:00 Uhr

Ort, Raum: Sitzungssaal des Rathauses, Johannismarkt 17, 41812 Erkelenz

Tagesordnung:

Öffentlicher Teil

1 Mitteilungen Ausschussvorsitz und Bürgermeister

2 Bericht aus dem Stadtmarketing

3 Angelegenheiten Stadtentwicklung

3.1 Zukunftsvision Tagebauumfeld Erkelenz
hier: Beschluss des Positionspapiers als städtebauliches Entwicklungskonzept gemäß § 1 
Abs. 6 Nr. 11 BauGB
Vorlage: A 61/676/2023
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3.2 InHK
hier: Umgestaltung Kölner Tor
Beschluss über das Planungskonzept zur Einreichung eines Förderantrages
Vorlage: A 61/677/2023

3.3 35. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Gewerbliche Bauflächen Brüs-
seler Allee), Erkelenz-Mitte
hier: Beschluss über die vorgetragenen Stellungnahmen während der frühzeitigen Beteili-
gung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB, der Behördenbeteiligung gemäß § 4 
Abs. 2 BauGB, der Wiederholung der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie 
Wiederholung des Feststellungsbeschlusses
Vorlage: A 61/678/2023

3.4 30. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Wohnbauflächen Am Neuser 
Weg), Erkelenz-Gerderath
hier: Beschluss über die vorgetragenen Stellungnahmen während der frühzeitigen Beteili-
gung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB sowie Beschluss zur Öffentlichkeitsbetei-
ligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB
Vorlage: A 61/679/2023

3.5 41. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Oerather Mühlenfeld West), 
Erkelenz-Mitte
hier: Beschluss über die vorgetragenen Stellungnahmen während der frühzeitigen Beteili-
gung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB sowie Beschluss zur Öffentlichkeitsbetei-
ligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB
Vorlage: A 61/680/2023

Nichtöffentlicher Teil

1 Mitteilungen Ausschussvorsitz und Bürgermeister

Mit freundlichen Grüßen 

Andreas Dahlke
Ausschussvorsitz



Beschlussvorlage

Federführend:
Planungsamt

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 61/676/2023
öffentlich

22.08.2023
Amt 61 Michael Joos

Zukunftsvision Tagebauumfeld Erkelenz

hier: Beschluss des Positionspapiers als städtebauliches Entwicklungskonzept 
gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB
Beratungsfolge:
Datum Gremium

12.09.2023 Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digitalisierung
14.09.2023 Haupt- und Finanzausschuss
20.09.2023 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
Am 13.06.2023 wurde im Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digi-
talisierung durch das Büro MUST die Auswertung der Beteiligungsphase vorgestellt und erste Aus-
blicke auf das Positionspapier gegeben. Vgl. Beschlussvorlage A 61/672/2023. Der Ausschuss hat 
die Ausführungen zustimmend zur Kenntnis genommen.

In den zurückliegenden Monaten hat das Büro MUST das Positionspapier Tagebauumfeld Erkelenz 
ausgearbeitet und dabei die am 13.06.2023 vorgestellten Ergebnisse aus der Beteiligungsphase 
berücksichtigt. 
Das Positionspapier beinhaltet unten genannte zehn Eckpunkte verteilt auf drei Schwerpunktbe-
reiche. Es werden dabei kurzfristig umsetzbare Maßnahmen sowie strategische Projekte beschrie-
ben vgl. u.

NATUR UND FREIRAUM
1. Baumalleen
2. Erhalt und Optimierung der landwirtschaftlichen Flächen
3. Großzügige Grünfläche am Tagebaurand
4. Moderne kleinteilige Landwirtschaft

VERKEHRSINFRASTRUKTUR
5. Ausbau des ÖPNV Systems zwischen den Ortskernen
6. Ausbau des Wegesystems zum primären Zweck der Landwirtschaft
7. Ausbau Rad-, Reit- und Wanderwegenetz

SIEDLUNGSENTWICKLUNG
8. Erhalt der Flächen mit Rück- und Neubau
9. (Stadt-)Entwicklung zum See
10. Raum für neue Höfe

Vorgeschlagene Sofortmaßnahmen
 Untersuchung der Bausubstanz
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 Bewerbung des Multibusses
 Reaktivierung öffentlicher Räume

Strategische Konzepte 
 Entwicklung eines Grünkonzeptes, inklusive eines Rad- und Wegesystem, Synergien mit 

der Planung des Rheinischen Radverkehrsreviers
 Ausbau ÖPNV Anbindung an Umgebung, Synergien mit der Fortschreibung des Nahver-

kehrsplans des Kreises Heinsberg
 Prüfung Nord-Südverbindung, Synergien mit laufenden Planungen
 Strategie für die fünf Dörfer

Für eine Vielzahl an oben genannten (strategischen) Projekten sind weitergehenden Analysen und 
vertiefende Konzepte erforderlich sowie entsprechende Beschlüsse notwendig. 

In der Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digitali-
sierung wird Herr Broesi vom Büro MUST das Positionspapier Tagebauumfeld Erkelenz vorstellen. 

Nach Beschlussfassung ist eine Veranstaltung geplant, in welcher das beschlossene Positionspa-
pier Tagebauumfeld der Öffentlichkeit vorgestellt werden soll. 
Das Positionspapier wird zudem nach Beschlussfassung im Rat auf der Homepage der Stadt Erke-
lenz veröffentlicht.

Beschlussentwurf (als Empfehlung an Haupt- und Finanzausschuss und Rat):
„Das Positionspapier Tagebauumfeld Erkelenz wird als städtebauliches Entwicklungskonzept ge-
mäß § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB beschlossen.“

Klima-Check:
Trägt der Beschlussentwurf zum Klimaschutz oder zur Klimafolgenanpassung bei?

Ja X Nein ☐ 

Das Positionspapier selber bereitet keine Baurechte vor, noch werden hiermit Baumaßnahmen 
direkt beschlossen. Mittels Umsetzung der im Positionspapier benannten Maßnahmen können 
vorhandene bauliche Anlagen weitergenutzt werden. Hierdurch kann ein Beitrag zum Flächen-
schonen und der Nutzung vorhandener sogenannter „Grauer Energie“ geleistet werden. Gleich-
wohl können auch neue Bauvorhaben in Zukunft umgesetzt werden. 

Finanzielle Auswirkungen:
Im Haushalt sind unter dem Produktsachkonto 090200 542940 Planungs- und Gutachterkosten für 
die folgenden Jahre Mittel u.a. zur Erarbeitung vertiefender Projekte beantragt.



Beschlussvorlage

Federführend:
Planungsamt

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 61/677/2023
öffentlich

15.08.2023
Amt 61 Michael Joos

InHK

hier: Umgestaltung Kölner Tor

Beschluss über das Planungskonzept zur Einreichung eines Förderantrages
Beratungsfolge:
Datum Gremium

12.09.2023 Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digitalisierung

Tatbestand:
Am 21.09.2022 hat der Rat der Stadt Erkelenz ein Konzept zur innerstädtischen Verkehrsführung 
beschlossen. Weiterhin hat der Rat der Stadt Erkelenz beschlossen: „Das Konzept zur innerstädti-
schen Verkehrsführung in Erkelenz wird als Leitlinie für die zukünftige Verkehrsführung in Erkelenz 
und als städtebauliches Konzept nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB beschlossen.“

Mit Datum vom 14.06.2023 hat der Ausschuss für Bauen, Betriebe, Klimaschutz und Umwelt be-
schlossen: „Die Ostpromenade in Erkelenz-Mitte, nördlicher Teil, ist –vorbehaltlich der Erlangung 
der angemeldeten Fördermittel- gemäß der in der Sitzung vom 14.06.2023 vorgestellten Planunter-
lage auszubauen.“ Der Umbau der Ostpromenade stellt einen ersten Baustein des Konzepts zur 
innerstädtischen Verkehrsführung in Erkelenz dar. Die Umgestaltung des Kölner Tors soll das Kon-
zept fortsetzen.

Mit der Umgestaltung des Kölner Tors wird das Ziel verfolgt die Leitziele im Bereich Stadtbild und 
öffentliche Räume (1), Mobilität und Verkehr (2), Stadtmarketing, Einzelhandel, Gastronomie (3) 
sowie Wohnen und Soziales (4) aus dem InHK umzusetzen:

 Steigerung der Aufenthaltsqualität und der Sicherheit im öffentlichen Raum (1)
 Stärkung des jeweils besonderen Charakters der einzelnen Innenstadtplätze unter 

Berücksichtigung eines einheitlichen Grundgestaltungskanons (1)
 Nutzung der Potenziale der öffentlichen Frei- und Grünräume als Orte der Begegnung und 

Kommunikation für alle Bevölkerungsgruppen (1)
 Steigerung des Anteils des nichtmotorisierten Verkehrs (2)
 Schaffung von sicheren und attraktiven Fuß- / Radwegeverbindungen (2)
 Barrierefreie Gestaltung der öffentlichen Straßen, Wege und Plätze (2)
 Ausbau der Mobilitätsangebote für alle Personengruppen (2)
 Entschärfung von verkehrlichen Konfliktbereichen durch stadträumliche Aufwertung (Syner-

gieeffekte) (2)
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 Förderung des Einkaufserlebnisses in der Innenstadt: Altstadtatmosphäre, Angebotsvielfalt, 
Aufenthaltsqualität, Zusatzaspekte (z.B. WLan) (3)

 Ermöglichung von Teilhabe und Begegnung, sowie Stärkung des sozialen Miteinanders: 
Orte der Begegnung und der Kommunikation (4)

Erreicht werden sollen diese Ziele u.a. durch folgende Maßnahmen:
Rückbau der nicht mehr erforderlichen Bushaltestelle im mittleren Bereich des Kölner Tors und 
dadurch Abbau einer (optischen) Barriere im öffentlichen Raum.
Schaffung von verschiedenen Sitzmöglichkeiten ohne Konsumzwang. Begrünung des Bereiches 
durch Beete und Pflanzkübel (aufgrund von Leitungen und Kanälen sind keine tiefwurzelnden Be-
pflanzungen möglich). Einbau von innovativen Beleuchtungs- und Verschattungselementen wel-
che gleichzeitig den Blick in die Vertikale nicht verstellen. Hierdurch kann eine Aufmerksamkeit auf 
das Kölner Tor gelenkt und gleichzeitig den steigenden Temperaturen am Kölner Tor entgegenge-
wirkt werden. Neuordnung der Verkehrsbeziehung in Verbindung mit der Umsetzung des Konzep-
tes zur innerstädtischen Verkehrsführung. 

Das Planungskonzept zur Einreichung eines Förderantrages wird in der Sitzung des Ausschusses 
für Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digitalisierung durch die Planungsgruppe 
MWM vorgestellt.

Bereits in 2021 wurde zum Tag der Städtebauförderung ein unverbindliches Stimmungsbild der 
Öffentlichkeit zum Erhalt oder der Entfernung der Überdachung am Kölner Tor eingeholt. Das Er-
gebnis war weder repräsentativ noch eindeutig.

Weiteres Vorgehen:
Nach Beschlussfassung wird die Verwaltung auf Grundlage des vorgestellten Entwurfes einen För-
derantrag für Städtebaufördermittel zur Umgestaltung des Kölner Tors bis zum 31.10.2023 stellen.

Im Folgejahr 2024 soll nach Erhalt eines positiven Fördervotums die Planung vertieft werden. Die 
Umgestaltung soll nach der Fertigstellung der Mobilstation, der Umgestaltung des Marktes/Kölner 
Str. (Fußgängerzone) sowie der Ortspromenade erfolgen. Zur Umsetzung ist ein Baubeschluss im 
Ausschuss für Bauen, Betriebe, Klimaschutz und Umwelt zu fassen.

Beschlussentwurf (in eigener Zuständigkeit):
„1. Den wesentlichen Anforderungen zur Umgestaltung des Kölner Tors wird zugestimmt.
2. Die Verwaltung wird beauftragt auf Grundlage der vorgestellten Konzeption einen Förder-

antrag zur Umgestaltung des Kölner Tors zu stellen.
3. Die politischen Gremien sind über den Verlauf des Förderantrages (Sachstand) zu in-

formieren.“

Klima-Check:
Trägt der Beschlussentwurf zum Klimaschutz oder zur Klimafolgenanpassung bei?

Ja X Nein ☐ 

Die Fläche ist zu 100 % versiegelt und bleibt bis auf einige Beete weiterhin versiegelt. Durch Ver-
schattungselemente kann einer starken Aufheizung der Oberflächen im Sommer entgegengewirkt 
werden. Anpflanzungen in Beeten und Kübeln können ebenfalls Schatten spenden und in einem 
gewissem Maße Verdunstungskühle ausstrahlen. Kleinere Entsiegelungen sind im Bereich der ge-
planten Beete vorgesehen.
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Finanzielle Auswirkungen:
Haushaltsmittel für die Umgestaltung des Kölner Tors stehen unter dem Produktsachkonto 
S12010111 Kölner Tor: Neuordnung und Aufwertung (InHK) für die folgenden Jahre zur Verfügung.

Mit dem Antrag auf Fördermittel soll eine Finanzierung zu 60 % durch den Bund sowie des Landes 
NRW im Städtebauförderprogramm „Lebendige Zentren“ erfolgen. 



Beschlussvorlage

Federführend:
Planungsamt

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 61/678/2023
öffentlich

18.08.2023
Amt 61 Jürgen Schöbel

35. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Gewerbliche Bau-
flächen Brüsseler Allee), Erkelenz-Mitte

hier: Beschluss über die vorgetragenen Stellungnahmen während der frühzeiti-
gen Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB, der Behörden-
beteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB, der Wiederholung der öffentlichen Ausle-
gung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie Wiederholung des Feststellungsbeschlus-
ses
Beratungsfolge:
Datum Gremium

12.09.2023 Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digitalisierung
14.09.2023 Haupt- und Finanzausschuss
20.09.2023 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
In seiner Sitzung am 17.11.2020 hat der Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, 
Verkehr und Digitalisierung der Stadt Erkelenz die Aufstellung der 35. Änderung des Flächennut-
zungsplanes (Gewerbliche Bauflächen Brüsseler Allee), Erkelenz-Mitte, beschlossen und die Ver-
waltung beauftragt, einen Entwurf der Flächennutzungsplanänderung zu erarbeiten. In der Sitzung 
wurde ferner beschlossen zu dem Entwurf der 35. Änderung des Flächennutzungsplanes (Gewerb-
liche Bauflächen Brüsseler Allee), Erkelenz-Mitte, die Öffentlichkeit frühzeitig gemäß § 3 Abs. 1 
BauGB und die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange frühzeitig gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB sowie den Bezirksausschuss Granterath/Hetzerath zu beteiligen.
Ziel und Zweck der Aufstellung der 35. Änderung des Flächennutzungsplanes (Gewerbliche Bauflä-
chen Brüsseler Allee), Erkelenz-Mitte, ist die Vorbereitung der Schaffung von Baurechten für ge-
werbliche Ansiedlungen. Westlich der Brüsseler Allee sind als Ergänzung und Arrondierung des 
Gewerbe- und Industriepark Commerden (GIPCO) Flächen für die Landwirtschaft im Umfang von 
ca. 0,9 ha als Änderung in gewerbliche Bauflächen vorgesehen. Durch die Änderung können sinn-
volle Grundstückszuschnitte erfolgen. Die Flächen arrondieren Parzellen, welche unmittelbar an 
die Brüsseler Allee anschließen; sie sind somit bereits erschlossen. Gleichzeitig soll im südlichen 
Bereich eine Fläche von ca. 1,3 ha von gewerblichen Bauflächen in Flächen für die Landwirtschaft 
geändert werden. Der Geltungsbereich geht aus der Anlage hervor.
Mit E-Mail vom 26.10.2020 bestätigt die Bezirksregierung Köln, dass die Änderung des Flächennut-
zungsplanes gemäß § 34 Abs. 1 Landesplanungsgesetz an die Ziele der Raumordnung angepasst 
ist.
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Parallel zur 35. Änderung des Flächennutzungsplanes (Gewerbliche Bauflächen Brüsseler Allee), 
Erkelenz-Mitte, wird das Bauleitplanverfahren zur 3. Änderung und Erweiterung des Bebauungs-
planes Nr. XIX/1 „Industrie- und Gewerbepark Commerden“, Erkelenz-Mitte, durchgeführt.

1. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB
Die öffentliche Bekanntmachung des Termins der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit ge-
mäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde mit Amtsblatt Nr. 7 vom 08.04.2022 bekannt gemacht.
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wurde vom 19.04.2022 bis 27.04.2022 in der Stadt-
verwaltung Erkelenz sowie über das Internet durchgeführt. Seitens der Öffentlichkeit wurden wäh-
rend des Beteiligungsverfahrens keine Stellungnahmen vorgetragen.

2. Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB

Das Beteiligungsverfahren gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurde mit Schreiben vom 28.03.2022 an die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung 
berührt werden kann, eingeleitet.
Seitens der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden während des Beteili-
gungsverfahrens abwägungsrelevante Stellungnahmen vorgetragen, die in der Anlage - Stellung-
nahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange - zur Abwägung und Beschlussfassung aufgelistet sind.

3. Beteiligung des Bezirksausschusses
Der Bezirksausschuss Granterath/Hetzerath wurde aufgrund örtlicher Zuständigkeit mit Schreiben 
vom 20.04.2022 beteiligt.

4. Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB
Nach Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digitali-
sierung vom 07.06.2022, des Haupt- und Finanzausschusses vom 09.06.2022 und des Rates der 
Stadt Erkelenz vom 15.06.2022 wurde der Entwurf der 35. Änderung des Flächennutzungsplanes 
(Gewerbliche Bauflächen Brüsseler Allee), Erkelenz-Mitte, nach Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 
12 vom 21.06.2022 in der Zeit vom 04.07.2022 bis 12.08.2022 öffentlich ausgelegt und ins Internet 
eingestellt.
Während der öffentlichen Auslegung wurden keine abwägungsrelevanten Stellungnahmen aus der 
Öffentlichkeit vorgetragen.
Mit Schreiben vom 30.03.2023 versagt die Bezirksregierung Köln die Genehmigung der vom Rat der 
Stadt Erkelenz am 21.09.2022 beschlossenen 35. Änderung des Flächennutzungsplanes. Folgender 
Grund steht der Genehmigung entgegen: Die Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 12 vom 21.06.2022 
zur öffentlichen Auslegung verstößt gegen das Selektionsgebot des § 3 Abs. 2 Satz 3 Halbs. 1 
BauGB zum Erfordernis der Bekanntmachung der verfügbaren Arten umweltbezogener In-
formationen. Mit einer erneut bekanntzumachenden öffentlichen Auslegung auf die Dauer eines 
Monats mit erneuter abschließender Beschlussfassung des Rates ist der Bekanntmachungsfehler 
im ergänzenden Verfahren zu heilen (s. Punkt 6).

5. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentliche Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 04.07.2022 
über die öffentliche Auslegung unterrichtet und gemäß § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt.
Seitens der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden während des Beteili-
gungsverfahrens abwägungsrelevante Stellungnahmen zum Entwurf des Bauleitplanes vorgetra-
gen, die in der Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange - zur Abwägung und Beschlussfassung aufgelistet sind.
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6. Wiederholung der öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB
Der Entwurf der 35. Änderung des Flächennutzungsplanes (Gewerbliche Bauflächen Brüsseler Al-
lee), Erkelenz-Mitte, wurde nach Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 10 vom 23.06.2023 in der Zeit 
vom 03.07.2023 bis 11.08.2023 öffentlich ausgelegt und ins Internet eingestellt.
Während der Auslegungsfrist wurden keine abwägungsrelevanten Stellungnahmen aus der Öffent-
lichkeit vorgetragen.

7. Mitteilung an die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange über die Wiederho-
lung der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

Mit Schreiben vom 03.07.2023 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
über die Wiederholung der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB vom 03.07.2023 bis 
11.08.2023 benachrichtigt.
Seitens der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden während des Beteili-
gungsverfahrens keine abwägungsrelevanten Stellungnahmen zum Entwurf des Bauleitplanes 
vorgetragen; neun Behörden haben sich lediglich dahingehend geäußert, dass sie keine Bedenken 
gegen die 35. Änderung des Flächennutzungsplanes haben bzw. verweisen auf frühere Stellung-
nahmen (s. Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen der Behörden und 
sonstigen Trägern öffentlicher Belange - zur Beschlussvorlage der 35. Änderung des Flächennut-
zungsplanes (Gewerbliche Bauflächen Brüsseler Allee), Erkelenz-Mitte).

In dieser Sitzung soll über die während der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 
BauGB und die während der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgetragenen Stel-
lungnahmen gemäß § 1 Abs. 7 BauGB entschieden und der Feststellungsbeschluss wiederholt ge-
fasst werden.

Beschlussentwurf (als Empfehlung an Haupt- und Finanzausschuss und Rat):
„1. Über die während der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB von 

der Öffentlichkeit und den Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und die 
während der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie Beteiligung der Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgetragenen Stel-
lungnahmen zum Entwurf der 35. Änderung des Flächennutzungsplanes (Gewerbliche Bau-
flächen Brüsseler Allee), Erkelenz-Mitte, wird nach Abwägung aller erkennbaren öffentli-
chen und privaten Belangen, wie in der als Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und 
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange – zur Beschluss-
vorlage der 35. Änderung des Flächennutzungsplanes (Gewerbliche Bauflächen Brüsseler 
Allee), Erkelenz-Mitte, beigefügten Abwägungstabelle vorgeschlagen, entschieden. Die An-
lage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange - ist Bestandteil dieses Beschlusses.

2. Die 35. Änderung des Flächennutzungsplanes (Gewerbliche Bauflächen Brüsseler Allee), 
Erkelenz-Mitte, wird unter Berücksichtigung dieser Beschlüsse beschlossen.“

Klima-Check:
Trägt der Beschlussentwurf zum Klimaschutz oder zur Klimafolgenanpassung bei?

Ja X Nein ☐

Bauleitpläne in Form von Flächennutzungsplänen als vorbereitender und Bebauungsplänen als 
verbindlicher Bauleitplanung haben indirekt Auswirkungen auf Klimaschutz und Klimafolgenan-
passung.
Während aus Flächennutzungsplänen keine Baurechte abgeleitet werden können, schaffen Be-
bauungspläne die Grundlage für (neue) Bebauungen, aber auch Entwicklung von Grünflächen oder 
den Bau von Verkehrsflächen.
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Im Baugesetzbuch sind die Belange Klimaschutz und Klimaanpassung seit 2013 als Teil eines stetig 
größer werdenden Katalogs an Belangen und Themen in § 1 Abs. 5 aufgenommen worden.
Mit geringen Ausnahmen sind bei jeder Aufstellung eines Bauleitplanes eine Umweltprüfung und 
ein Umweltbericht zu erstellen. Hier sind die genannten Aspekte enthalten.
Regelmäßig sind Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen erforderlich, durch welche auch Maßnahmen 
zum Klimaschutz und Klimafolgenanpassung erfolgen.

Finanzielle Auswirkungen:
Für die Erarbeitung des Bauleitplanes stehen im Haushaltsplan unter dem Produktsachkonto 
090100 542940 „Räumliche Planung / Planungs- und Gutachterkosten“ Haushaltsmittel zur Verfü-
gung.

Anlagen:
Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Trä-
gern öffentlicher Belange - zur Beschlussvorlage der 35. Änderung des Flächennutzungsplanes 
(Gewerbliche Bauflächen Brüsseler Allee), Erkelenz-Mitte
 
Anlage - Übersicht über den Geltungsbereich der 35. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Erkelenz (Gewerbliche Bauflächen Brüsseler Allee), Erkelenz-Mitte
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Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
Stellungnahmen der Öffentlichkeit während der frühzeitigen Beteiligung vom 19.04.2022 bis einschließlich 27.04.2022 

gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

1 Öffentlichkeit 
Schreiben vom  

  

 Es wurden keine Stellungnahmen vorgetragen.   

Stellungnahmen der Öffentlichkeit während der Offenlage vom 04.07.2022 bis 12.08.2022 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

1 Öffentlichkeit 

Schreiben vom 

  

 Es wurden keine Stellungnahmen vorgetragen.   

Stellungnahmen der Öffentlichkeit während der Wiederholung der Offenlage vom 03.07.2023 bis 11.08.2023 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

1 Öffentlichkeit 

Schreiben vom 

  

 Es wurden keine Stellungnahmen vorgetragen.   

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit Schreiben vom 28.03.2022  
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

1 Bezirksregierung Arnsberg - Abt. 6 Bergbau und Energie in NRW 
mit Schreiben vom 20.04.2022 

  

 Sehr geehrte Damen und Herren, 

zu den bergbaulichen Verhältnissen erhalten Sie folgende Hinweise: 

Das o.g. Vorhaben liegt über den auf Braunkohle verliehenen Bergwerksfeldern 

Die Hinweise der Bezirksregierung Arns-

berg werden zur Kenntnis genommen. Die 

RWE Power Aktiengesellschaft, sowie der 

Die Stellungnahme der Be-
zirksregierung Arnsberg - Abt. 
6 Bergbau und Energie in 
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„Matzerath 2“ und „Union 12“, beide im Eigentum der RWE Power Aktiengesell-

schaft, Stüttgenweg 2 in 50935 Köln, sowie über dem auf Steinkohle verliehenen 

Bergwerksfeld „Sophia Jacoba A“ im Eigentum der Vivawest GmbH, Nordstern-

platz 1 in 45899 Gelsenkirchen. 

Der Planbereich befindet sich im Randbereich zu einem früheren Einwirkungsbe-

reich des Steinkohlenbergbaus, in dem nach derzeitigem Kenntnisstand durch 

einen Anstieg des Grubenwassers Hebungen an der Tagesoberfläche zu erwarten 

sind. Diese Bodenbewegungen können, insbesondere bei bestimmten geologi-

schen Situationen wie Unstetigkeiten, zu Schäden an der Tagesoberfläche füh-

ren. Dies sollte bei Planungen und Vorhaben berücksichtigt werden. Inwieweit 

der vorliegende Planbereich hiervon betroffen ist, kann von hier aus nicht beur-

teilt werden. Ich empfehle Ihnen, hierzu eine entsprechende Auskunft bei der 

RAG Aktiengesellschaft, Im Welterbe 10 in 45141 Essen einzuholen. 

Ferner ist der Planungsbereich nach den hier vorliegenden Unterlagen (Diffe-

renzenpläne mit Stand: 01.10.2018 aus dem Revierbericht, Bericht 

1, Auswirkungen der Grundwasserabsenkung, des Sammelbescheides - 

Az.: 61.42.63 -2000-1 -) von durch Sümpfungsmaßnahmen des Braunkohlen-

bergbaus bedingten Grundwasserabsenkungen betroffen. Für die Stellungnah-

me wurden folgende Grundwasserleiter (nach Einteilung von Schneider & Thiele, 

1965) betrachtet: Oberes Stockwerk, 9B, 8, 7, 6D, 6B, 2 - 5, 09, 07 Kölner Scholle, 

Erftverband wurden im Zuge des laufen-

den Bauleitplanverfahrens mit Schreiben 

vom 28.03.2022 um Stellungnahme gebe-

ten. Zusätzlich wurde auch die EBV GmbH 

über die Planung informiert und um 

Stellungnahme gebeten. Beide Träger 

öffentlicher Belange haben keine Beden-

ken geäußert, oder auf Auswirkungen 

aufmerksam gemacht, die über die der 

möglichen Bodenbewegungen hinausge-

hen. 

Bezüglich der Grundwasserstandsverän-

derungen und die möglichen Bodenbe-

wegungen werden entsprechende Hin-

weise in die 35. Änderung des Flächennut-

zungsplanes der Stadt Erkelenz "Gewerb-

liche Bauflächen Brüsseler Allee", Er-

kelenz-Mitte, 

 aufgenommen. Ein Bebauungsplan wird 

im Parallelverfahren zu dieser Flächen-

NRW 

Wird zur Kenntnis genom-

men. 

Den Empfehlungen wird 

gefolgt. 



Stadt Erkelenz - Planungsamt -  Seite 3 von 28 

 
Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange - zur 35. Änderung des Flächennut-

zungsplanes der Stadt Erkelenz "Gewerbliche Bauflächen Brüsseler Allee", Erkelenz-Mitte - im Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, Ver-

kehr und Digitalisierung am 12.09.2023, des Haupt- und Finanzausschusses am 14.09.2023 und des Rates am 20.09.2023 

 
 
 

lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
05 Kölner Scholle. 

Folgendes sollte berücksichtigt werden: 

Die Grundwasserabsenkungen werden, bedingt durch den fortschreiten- 

den Betrieb der Braunkohlentagebaue, noch über einen längeren Zeitraum 

wirksam bleiben. Eine Zunahme der Beeinflussung der Grundwasserstände im 

Planungsgebiet in den nächsten Jahren ist nach heutigem Kenntnisstand nicht 

auszuschließen. Ferner ist nach Beendigung der bergbaulichen Sümpfungsmaß-

nahmen ein Grundwasserwiederanstieg zu erwarten. 

Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung für den Braunkohletagebau als 

auch bei einem späteren Grundwasserwiederanstieg sind hier durch bedingte 

Bodenbewegungen möglich. Diese können bei bestimmten geologischen Situa-

tionen zu Schäden an der Tagesoberfläche führen. Die Änderungen der Grund-

wasserflurabstände sowie die Möglichkeit von Bodenbewegungen sollten bei 

Planungen und Vorhaben Berücksichtigung finden. 

Ich empfehle Ihnen diesbezüglich, zu zukünftigen Planungen, sowie zu Anpas-

sungs- und Sicherungsmaßnahmen eine Anfrage an die RWE Power AG, Stütt-

genweg 2 in 50935 Köln, sowie für konkrete Grundwasserdaten an den Erftver-

band, Am Erftverband 6 in 50126 Bergheim, zu stellen. 

Entsprechende Hinweise auf die bestehenden Grund- und Grubenwasserprob-

lematiken wurden bereits in der Begründung unter „7. Bergbau“ aufgenommen. 

nutzungsplanänderung aufgestellt und 

wird gleichlautende Hinweise aufnehmen. 

Die RAG Aktiengesellschaft wird im weite-

ren Verfahren ebenfalls um Auskunft 

gebeten, ob der Planbereich tatsächlich 

von den Auswirkungen des ehemaligen 

Steinkohlebergbaus betroffen sein könn-

te. Bislang liegen keine Hinweise darauf 

vor.  
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Bearbeitungshinweis: 

Diese Stellungnahme wurde bezüglich der bergbaulichen Verhältnisse auf 

Grundlage des aktuellen Kenntnisstandes erarbeitet. Die Bezirksregierung Arns-

berg hat die zugrundeliegenden Daten mit der zur Erfüllung ihrer öffentlichen 

Aufgaben erforderlichen Sorgfalt erhoben und zusammengestellt. Die fortschrei-

tende Auswertung und Überprüfung der vorhandenen Unterlagen sowie neue 

Erkenntnisse können zur Folge haben, dass es im Zeitverlauf zu abweichenden 

Informationsgrundlagen auch in Bezug auf den hier geprüften Vorhabens- oder 

Planbereich 

kommt. Eine Gewähr für die Richtigkeit, Vollständigkeit und Genauigkeit der 

Daten kann insoweit nicht übernommen werden. 

Soweit Sie als berechtigte öffentliche Stelle Zugang zur Behördenversion des 

Fachinformationssystems „Gefährdungspotenziale des Untergrundes in NRW“ 

(FIS GDU) besitzen, haben Sie hierdurch die Möglichkeit, den jeweils aktuellen 

Stand der hiesigen Erkenntnisse zur bergbaulichen Situation zu überprüfen. 

Details über die Zugangs- und Informationsmöglichkeiten dieses Auskunftssys-

tems finden Sie auf der Homepage der Bezirksregierung Arnsberg 

(www.bra.nrw.de) mithilfe des 

Suchbegriffs „Behördenversion GDU“. Dort wird auch die Möglichkeit erläutert, 

die Daten neben der Anwendung ebenfalls als Web Map Service (WMS) zu nut-
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zen. 

Mit freundlichen Grüßen und Glückauf 

Im Auftrag: 

 

 

2 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-

wehr 

mit Schreiben vom 30.03.2022 

  

 Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
durch die oben genannte und in den Unterlagen näher beschriebene Planung 
werden Belange der Bundeswehr berührt, jedoch nicht beeinträchtigt. 

 

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage bestehen zu der 

Planung seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine Einwän-
de. 
 

Die von Ihnen beabsichtigte(n) Maßnahme(n) befindet /befinden sich – im Be-

reich des Militärflugplatzes: Geilenkirchen 
Die Belange der Bundeswehr sind somit ggf. mehrfach berührt. Ich weise darauf 
hin, dass sich Ihr Plangebiet im Bereich eines militärischen Fluggebietes befin-
det. Hier ist mit Lärm-/und Abgasimmissionen zu rechnen. Ferner weise ich 

Keine Abwägung erforderlich. 

Die baulichen Anlagen im Planbereich 

werden die Höhe von 30 Metern nicht 

erreichen. 

Kenntnisnahme 
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darauf hin, dass spätere Ersatzansprüche gegen die Bundeswehr nicht aner-
kannt werden können. 

 

In welchen Umfängen Belange der Bundeswehr betroffen sind, kann ich erst 

feststellen, wenn im Rahmen z. B. eines Bebauungsplanes konkrete Bereiche 
ausgewiesen werden. Erst dann ist es möglich, in Rücksprache mit meinen zu 

beteiligenden militärischen Fachdienststellen, eine dezidierte Stellungnahme 

vorzulegen. 

 
Grundsätzlich gehe ich davon aus, dass bauliche Anlagen – einschließlich unter-

geordneter Gebäudeteile – eine Höhe von 30 m nicht überschreiten. 

3 Deutsche Telekom Technik GmbH 

mit Schreiben vom 04.04.2022 
  

 Sehr geehrte Damen und Herren, 
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzei-

gentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche 
Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflich-

ten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entge-

genzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzu-

geben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Gegen die Planung haben wir keine Bedenken. 
 

Keine Abwägung erforderlich. Kenntnisnahme  
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Mit freundlichem Gruß 

4 Industrie- und Handelskammer Aachen 
mit Schreiben vom 27.04.2022 

  

 Guten Tag Herr…, 

da der vorgesehene Planentwurf die Belange der gewerblichen Wirtschaft ent-

weder gar nicht berührt oder - wo es der Fall ist - hinreichend berücksichtigt, 
bestehen seitens der Industrie- und Handelskammer (IHK) Aachen keine Beden-

ken. 

Freundliche Grüße 
Industrie- und Handelskammer Aachen 

Keine Abwägung erforderlich. Kenntnisnahme 

5 Kreis Heinsberg 

mit Schreiben vom 26.04.2022 
  

 Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

nachfolgend erhalten Sie die Gesamtstellungnahme des Kreises Heinsberg zum 
Planvorhaben „35. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz, 

Gewerbliche Bauflächen Brüsseler Allee". 

 

Seitens des Straßenbaulastträgers für die Kreisstraßen, der unteren Boden-

schutzbehörde, der unteren Naturschutzbehörde sowie der unteren Wasserbe-
hörde werden keine Bedenken geäußert. 
 

Keine Abwägung erforderlich. Kenntnisnahme 
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Das Gesundheitsamt sowie die untere Immissionsschutzbehörde nehmen wie 
folgt Stellung: 

 

 

Gesundheitsamt:  
Aus gesundheitsaufsichtlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen das Bau-

vorhaben, sofern die Immissionsgrenzwerte der TA-Lärm und TA-Luft eingehal-

ten werden und eine gesundheitliche Beeinträchtigung der umliegenden Bevöl-

kerung auch durch Altlasten des Bodens nicht zu besorgen ist. Ein Schutz des 
Trinkwassers muss gewährleistet sein. 

 
 

Untere Immissionsschutzbehörde: 

Gegen die vorliegenden Planungen bestehen aus immissionsschutzrechtlicher 

Sicht keine Bedenken, wenn im Rahmen der weiteren Bauleitplanung „3. Ände-
rung des B-Planes Nr. XIX/1- Industrie- und Gewerbepark Commerden“ nachge-

wiesen wird, dass von den heranrückenden neuen gewerblichen Nutzungen (0,9 

ha) keine schädlichen Umwelteinwirkungen auf die benachbarte Wohnbebau-
ung ausgehen bzw. Vorkehrungen zum Schutz der Wohnbebauung getroffen 

werden. 

 
 

Mit freundlichen Grüßen 
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6 Landesbetrieb Straßenbau NRW: Regionalniederlassung Niederrhein - Hauptsitz 

Mönchengladbach 

mit Schreiben vom 04.04.2022 

  

 Sehr geehrte Damen und Herren,  
 

die oben genannte Änderung des FNP der Stadt Erkelenz liegt an der B57 im Abs. 

31.1.  

Es bestehen vom Grundsatz her keine Bedenken aus Sicht der hiesigen Nieder-

lassung.  
 
Ich weise jedoch darauf hin, dass gegenüber dem Landesbetrieb Straßenbau, 

weder jetzt noch in Zukunft aus dieser Planung Ansprüche  

auf aktiven und/oder passiven Lärmschutz oder ggfls. erforderlich werdende 
Maßnahmen bzgl. der Schadstoffausbreitung geltend gemacht werden können.  
Außerdem wird auf das Problem der Schallreflektion hingewiesen.  

 

Sollten Rückfragen bestehen, stehe ich Ihnen unter nachfolgenden Kontaktda-

ten zur Verfügung und verbleibe  

 
Mit freundlichem Gruß  

Im Auftrag 

Keine Abwägung erforderlich. Kenntnisnahme 

7 LVR: Amt für Liegenschaften 
mit Schreiben vom 12.04.2022 
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 Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

bezugnehmend auf Ihr Beteiligungsschreiben vom 28.03.2022 zur 35. Änderung 

des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz "Gewerbliche 

Bauflächen Brüsseler Allee" melden wir aus Fachsicht der LVR-

Kulturlandschaftspflege eine Fehlanzeige, da wir hier keine Betroffenheit sehen. 

 

Mit freundlichen Grüßen. 

Keine Abwägung erforderlich. Kenntnisnahme 

8 Landwirtschaftskammer NRW: Kreisstellen Heinsberg, Viersen 
mit Schreiben vom 14.04.2022 und 28.04.2022 

  

 Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
 

die Ausweisung mit Flächentausch wird im Hinblick auf die schonende Inan-

spruchnahme landwirtschaftlicher Flächen grundsätzlich begrüßt. 

 

Im vorliegenden Fall haben wir allerdings Bedenken hinsichtlich der Ausdeh-
nung des Gewerbegebiets in Richtung eines landwirtschaftlichen Betriebs mit 

Tierhaltung. 
Der Abstand zwischen der geplanten Erweiterung und dem Stall betrüge an der 
engsten Stelle ca. 35 m. Hieraus können sich gegenseitige Probleme ergeben. 
Entweder könnte die Tierhaltung die Nutzung der Gewerbefläche beeinträchti-

Keine Abwägung erforderlich. Kenntnisnahme 
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lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
gen (z. B. Geruchsemissionen) oder umgekehrt könnte die gewerbliche Nutzung 
die Pferdehaltung im Stall sowie den Weidegang bzw. den Auslauf beeinträchti-

gen. 

Zudem ist zu berücksichtigen, dass die geplante Erweiterungsfläche die Weide- 

und Auslauflächen des Betriebs um ca. 30 % reduzieren würde. Vergleichbare 
Ersatzflächen in Hofesnähe sind nicht erkennbar, so dass der Flächenverlust die 

Reduzierung der Pferdehaltung zur Folge haben dürfte. 

Beide zuvor genannten Aspekte würden erst recht Erweiterungsoptionen des 

landwirtschaftlichen Betriebs einschränken oder unmöglich machen. 
 

 
 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Nachtrag Schreiben vom 28.04.2022 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

diese Stellungnahme ersetzt die Stellungnahme vom 14.04.2022, die auf einer 
Verwechslung von Ist- und Planzustand beruhte. 

 

Die Ausweisung mit Flächentausch wird im Hinblick auf die schonende Inan-
spruchnahme landwirtschaftlicher Flächen begrüßt. 
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Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
Die Rücknahme der Ausweisung in der Nähe des landwirtschaftlichen Betriebs 
kommt landwirtschaftlichen Belangen entgegen. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

9 NEW Netz GmbH 

mit Schreiben vom 29.03.2022 
  

 Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

vielen Dank für Ihre Anfrage. 

 
Wir haben Ihre Anfrage geprüft und teilen Ihnen mit, dass gegen diese keine 
Bedenken vorliegen.  
 

 
Für weitere Fragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Keine Abwägung erforderlich. Kenntnisnahme 

10 EBV GMBH, Myhler Str. 83, 41836 Hückelhoven  
mit Schreiben vom 27.04.2022 

  

 Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
Keine Abwägung erforderlich. Kenntnisnahme 
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Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
zum o. g. Flächennutzungsplan werden unsererseits keine Bedenken erhoben. 
Eine Kennzeichnung nach § 5 (3) 2 BauGB ist nicht erforderlich. 

 

11 
(1 

und 

2) 

LVR-Amt für Bodendenkmalpflege Rheinland 
Endenicher Str. 133 

53115 Bonn 

Schreiben vom 02.05. und 03.05.2022 

  

 In Erkelenz-Mitte ist die Schaffung von Baurecht für die gewerbliche Ansiedlung 

vorgesehen. Dazu ist die Neuausweisung einer Fläche von 0,9 Hektar für die 

gewerbliche Ansiedlung vorgesehen (nördliche Fläche), eine zweite Fläche von 

etwa 1,3 Hektar soll von einer Fläche für gewerbliche Nutzung in eine Fläche für 

landwirtschaftliche Nutzung umgewandelt werden (südliche Fläche). 
 
Innerhalb der nördlichen Planflächen und ihrer Umgebung fanden bereits in den 
Jahren 1991 sowie 2002 systematische Oberflächenbegehung mit Einzelfund-

einmessung statt, bei denen zahlreiche Funde erfasst werden konnten. Die 
Funde datieren in den Zeitraum von der Vorgeschichte bis ins Mittelalter und 

belegen intensive Siedlungstätigkeit vor Ort. Auch im mittleren Drittel der nörd-

lichen Planfläche selbst wurden zahlreiche Funde erfasst, deren nördlicher und 

südlicher Bereich wurden jedoch bislang nicht systematisch archäologisch 
untersucht (siehe Abb.). Weiter nördlich wurden bei Ausgrabungen in den Berei-
chen mit ähnlichen Fundverteilungen Siedlungsplätze metallzeitlicher, römi-
scher sowie mittelalterlicher Datierung nachgewiesen. 

Bereits 2002 wurden in dem Gebiet der 35. 

Änderung des Flächennutzungsplanes 

eine Prospektion durchgeführt, bei der 

durch eine Oberflächenbegehung eine 

Häufung von Funden erkannt und kartiert 
wurde. Demnach weist die Fläche, welche 
als "Gewerbliche Bauflächen" neu darge-
stellt werden soll eine hohe Konzentration 

an Funden auf. Allerdings liegen im Be-
reich östlich dieser Flächen (ehem. Impf-

zentrum) noch deutlich höhere Fundkon-

zentrationen. Diese Flächen werden durch 

den parallel in Aufstellung befindlichen 
Bebauungsplan 3. Änderung und Erweite-
rung des Bebauungsplanes Nr. XIX/1 
„Industrie- und Gewerbepark Commer-

Den Anregungen des LVR-Amt 

für Bodendenkmalpflege 

Rheinland wird gefolgt. 
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Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
 
 

 

Für die nördliche Planfläche besteht daher eine konkrete Befunderwartung. Es 

ist davon auszugehen, dass sich im Untergrund Bodendenkmalsubstanz ver-
schiedener Zeitstellungen erhalten hat. Bei Bodeneingriffen ist mit dem Antref-

fen von Bau- und Erdbefunden, Kulturschichten, Bodenveränderungen sowie 

darin eingeschlossenen Funden zu rechnen, die in Zusammenhang mit der 

Siedlungstätigkeit vor Ort stehen bzw. in den Boden gelangten. 
 

Fazit: 
Gegen die Ausweisung der südlichen Planfläche als Fläche für landwirtschaftli-

che Nutzung bestehen keine Bedenken. 

Es ist jedoch davon auszugehen, dass die Überplanung der nördlichen Planflä-

che mit der Beeinträchtigung ggf. vorhandener Bodendenkmalsubstanz einher-
geht. Aus diesem Grund ist innerhalb der nördlichen Planfläche zunächst eine 

archäologische Sachverhaltsermittlung durch eine Fachfirma erforderlich, um 

ggf. vorhandene Bodendenkmäler konkret zu ermitteln und ihre Art und Zeitstel-
lung, ihre Abgrenzung und den Erhaltungszustand abschließend zu klären. Es ist 

nicht auszuschließen, dass hier bedeutende Befunde angetroffen werden, deren 

Erhaltung in situ durch planerische Berücksichtigung zu gewährleisten wäre. 
 

Schreiben vom 03.05.2022 

den“, Erkelenz-Mitte, erfasst und bedürfen 
ebenfalls einer Sachverhaltsermittlung. 

Nach Absprache mit dem LVR-Amt für 

Bodendenkmalpflege Rheinland wird die 

Sachverhaltsermittlung im Rahmen dieser 
konkreten Bauleitplanung durchgeführt, 

da er beide Flächen (die "Gewerbliche 

Bauflächen" der Flächennutzungsplanän-

derung und die weiteren Flächen zur 
Brüsseler Allee) abdeckt. Somit kann 

einmal Ermittelt werden, was sich auch 
kostengünstiger darstellt.  

Die Maßnahmen werden mit dem LVR-Amt 

für Bodendenkmalpflege Rheinland abge-

stimmt. 
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Für Ihre Informationen im Rahmen des Verfahrens gem. § 4 Abs. 1 Baugesetz-
buch (BauGB) danke ich Ihnen. Meine späte Stellungnahme bitte ich zu ent-

schuldigen. 

 

In Erkelenz-Mitte ist die Schaffung von Baurecht für die gewerbliche Ansiedlung 
vorgesehen. Dazu ist die Neuausweisung einer Fläche von 0,9 Hektar für die 

gewerbliche Ansiedlung vorgesehen (nördliche Fläche), eine zweite Fläche von 

etwa 1,3 Hektar soll von einer Fläche für gewerbliche Nutzung in eine Fläche für 

landwirtschaftliche Nutzung umgewandelt werden (südliche Fläche). 
 

Innerhalb des Plangebietes ist aufgrund der bekannten Fundstellen im und im 
Umfeld der Fläche mit Bodendenkmäler unterschiedlichster Zeitstellung zu 

rechnen (siehe beigefügte archäologische Bewertung). 

 

Die Belange des Denkmalschutzes und die kulturellen Bedürfnisse der Bevölke-
rung (§ 1 Abs. 6 Nr. 3 und 5 BauGB) sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen zu 

berücksichtigen und mit dem Ihnen zukommenden Gewicht in die Abwägung 

einzustellen. 
Dies setzt zunächst eine Ermittlung und Bewertung der Betroffenheit dieser 

Belange im Rahmen der Zusammenstellung des Abwägungsmaterials (§ 2 Abs. 3 

BauGB) voraus. Zu beachten ist darüber hinaus der Planungsleitsatz des § 11 
DSchG NW. Danach haben die Gemeinden die Sicherung der Bodendenkmäler 

bei der Bauleitplanung zu gewährleisten. Auch hieraus ergibt sich die Pflicht zur 
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lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
Klärung, ob und in welchem Umfang planungsrelevante Bodendenkmalsub-
stand i. S. d. § 2 DSchG NRW im Plangebiet erhalten ist. Dies gilt unabhängig von 

der Eintragung in die Dankmalliste auch für vermutete Bodendenkmäler (§3 Abs. 

1 Satz 4 DSchG NRW). Den Erhalt der Bodendenkmäler gilt es durch geeignete, 

die Bodendenkmalsubstanz langfristig sichernde Darstellungen und Festsetzun-
gen zu erreichen. 

 

Im vorliegenden Fall ist deshalb zunächst eine Ermittlung und Konkretisierung 

der archäologischen Situation mittels qualifizierter archäologischer Prospekti-
on/Sachverhaltsermittlung zwingend erforderlich. Das Ergebnis ist bei der Ab-

wägung zu berücksichtigen. Zu prüfen ist der Änderungsbereich hinsichtlich der 
Existenz von Bodendenkmälern. Art, Erhaltung und Ausdehnung bzw. Abgren-

zung und damit die Denkmalqualität i. S. d. § 2 Denkmalschutzgesetz NRW 

(DSchG NRW) der ggf. nachgewiesenen Bodendenkmäler sind zu klären. Das 

Ergebnis ist bei der Abwägung zu berücksichtigen. 
 

Ich bitte zu berücksichtigen, dass für die Durchführung der notwendigen archäo-

logischen Untersuchungen eine Erlaubnis gem. § 13 DSchG NRW erforderlich ist, 
die die Obere Denkmalbehörde im Benehmen mit mir erteilt. Dem entsprechen-

den Antrag ist regelmäßig ein Konzept des mit der Ausführung Beauftragten 

beizufügen. Eine Liste archäologischer Fachfirmen ist zu Ihrer Information beige-
fügt. 
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lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
Gerne wird Ihnen das Fachamt eine Leistungsbeschreibung für die Durchführung 
einer archäologischen Sachverhaltsermittlung zur Verfügung stellen. Sollte dies 

gewünscht sein, bitte ich Sie, sich direkt mit meiner Kollegin, Frau Baumgart, 

email: Tanja.Baumgart@lvr.de, in Verbindung zu setzen. 

 
Wenn Sie sich jedoch zu einem Transfer, d. h. für eine Verlagerung der Prüfung 

auf die verbindliche Bauleitplanung entscheiden, dann muss in der Begründung 

zur Änderung des Flächennutzungsplanes ausdrücklich auf die archäologische 

Situation und die daraus resultierenden möglichen Einschränkungen in der 
planerischen Nutzung hingewiesen werden. 

Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit Schreiben vom 04.07.2022 

gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

1 Deutsche Telekom Technik GmbH: West PTI 24 
Schreiben vom 05.07.2022 

  

 Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzei-
gentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche 

Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflich-

ten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entge-

genzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzu-
geben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Gegen die Planung haben wir keine Bedenken. 

Keine Abwägung erforderlich 

 
Kenntnisnahme 

mailto:Tanja.Baumgart@lvr.de
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Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
2 Landesbetrieb Straßenbau NRW: Regionalniederlassung Niederrhein - Hauptsitz 

Mönchengladbach 

Schreiben vom 06.07.2022 

  

 Ich verweise auf meine Stellungnahme vom 04.04.2022. 
Es bestehen vom Grundsatz her keine Bedenken. 

Ich weise jedoch darauf hin, dass gegenüber dem Landesbetrieb Straßenbau, 

weder jetzt noch in Zukunft aus dieser Planung 

Ansprüche auf aktiven und/oder passiven Lärmschutz oder ggfls. erforderlich 

werdende Maßnahmen bzgl. der Schadstoffausbreitung 
geltend gemacht werden können. Außerdem wird auf das Problem der Schallre-
flektion hingewiesen. 

Die Stellungnahme des Landesbetrieb 
Straßenbau NRW: Regionalniederlassung 
Niederrhein - Hauptsitz Mönchengladbach 

wird zur Kenntnis genommen.  

 

Kenntnisnahme  

3 NEW Netz GmbH 
Schreiben vom 07.07.2022 

  

 Wir haben Ihre Anfrage geprüft und teilen Ihnen mit, dass gegen diese keine 

Bedenken vorliegen. 
Keine Abwägung erforderlich  Kenntnisnahme 

4 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-

wehr 

Schreiben vom 09.07.2022 

  

 Durch die oben genannte und in den Unterlagen näher beschriebene Planung 
werden Belange der Bundeswehr berührt, jedoch nicht beeinträchtigt. 
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage bestehen zu der 

Planung seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine Einwän-
de. 

Keine Abwägung erforderlich  Kenntnisnahme 
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lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
5 Landwirtschaftskammer NRW: Kreisstellen Heinsberg, Viersen 

Schreiben vom 12.07.2022 
  

 Wir verweisen auf unsere korrigierte Stellungnahme vom 28.04.2022. Neue 
Aspekte hinsichtlich landwirtschaftlicher Belange sind in den aktuellen Unterla-
gen nicht erkennbar. 

Keine Abwägung erforderlich  Kenntnisnahme  

6 Bezirksregierung Arnsberg - Abt. 6 (Bergbau und Energie in NRW) 

Schreiben vom 12.07.2022 
  

 Die Grenze des räumlichen Geltungsbereichs ist unverändert (Ihre Anfrage vom 

28.03.2022). 

Die von hier aus abgegebene Stellungnahme mit dem Az.: 65.52.1-2022-186 vom 

06.04.2022 bleibt daher unverändert bestehen. 
Die Hinweise wurden in der Begründung unter "7. Bergbau" und "12. Hinweise" 
aufgenommen. 

Keine Abwägung erforderlich  Kenntnisnahme 

7 Erftverband 
Schreiben vom 15.07.2022 

  

 Abwassertechnische Leitungen und Anlagen des Erftverbandes sind derzeit 

durch die v. g. Maßnahme nicht betroffen. Daher bestehen aus 

wasserwirtschaftlicher Sicht seitens des Erftverbandes keine Bedenken. 

Keine Abwägung erforderlich  Kenntnisnahme 

8 EBV GmbH 

Schreiben vom 08.08.2022 
  

 Zur o.g. Änderung des FNP werden unsererseits keine Bedenken erhoben. 
Eine Kennzeichnung nach § 5 (3) 2. BauGB halten wir für nicht erforderlich. 

Keine Abwägung erforderlich 
 

Kenntnisnahme 
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lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
9 Kreis Heinsberg: Federführung 

Schreiben vom 11.08.2022 
  

 

Nachfolgend erhalten Sie die Gesamtstellungnahme des Kreises Heinsberg zur 

35. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz "Gewerbliche 

Bauflächen Brüsseler Allee". 
Seitens des Straßenbaulastträgers für die Kreisstraßen, der unteren Boden-
schutzbehörde, der unteren Immissionsschutzbehörde, der unteren Natur-

schutzbehörde sowie der unteren Wasserbehörde werden keine Bedenken 

geäußert. 
Das Gesundheitsamt nimmt wie folgt Stellung: 
Aus gesundheitsaufsichtlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen den Flä-

chennutzungsplan, sofern die Immissionsgrenzwerte der TA-Lärm und TA-Luft 

eingehalten werden und eine gesundheitliche Beeinträchtigung der umliegen-

den Bevölkerung auch durch Altlasten des Bodens nicht zu besorgen ist. Ein 

Schutz des Trinkwassers muss gewährleistet sein. 

 
 
Zur Stellungnahme des Gesundheitsam-

tes 

In der Begründung und im Umweltbericht 

zur 35. Änderung des Flächennutzungs-

plans der Stadt Erkelenz wird expliziert 
erörtert, dass bei Einhaltung der Vor-
schriften und des Standes der Technik 

durch die sich ansiedelnden Betriebe eine 

Überschreitung der Immissionsgrenzwer-
te nicht zu besorgen ist.  Das betrifft 
ebenfalls den Schutz des Trinkwassers. 

Bezüglich der Gefährdung durch Altlasten 

hat die Stadt Erkelenz den Kreis Heinsberg 

untere Bodenschutzbehörde um Stel-

lungnahme gebeten, die keine Bedenken 
geäußert hat. Bezüglich der neuanzusie-

delnden Betriebe ist im Genehmigungs-
verfahren grundsätzlich darzulegen, dass 

nach dem einschlägigen Regelungen 

 

 

 
 
Kenntnisnahme 
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lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
vorgegangen wird und keine Gefahr durch 
zukünftige Altlasten entstehen. 

10 LVR: Amt für Liegenschaften 
Schreiben vom 10.08.2022 

  

 Keine Betroffenheit bezogen auf Liegenschaften des LVR vorliegt und daher 
keine Bedenken gegen die o.g. Maßnahme geäußert werden. 

Diese Stellungnahme gilt nicht für das LVR Amt für Denkmalpflege im Rheinland 
in Pulheim und das LVR- Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland in Bonn; es 

wird darum gebeten, deren Stellungnahmen gesondert einzuholen. 

Keine Abwägung erforderlich  Kenntnisnahme 

11 Industrie- und Handelskammer Aachen  

Stellungnahme vom 09.08.2022 
  

 Da der vorgesehene Planentwurf die Belange der gewerblichen Wirtschaft ent-
weder gar nicht berührt oder - wo es der Fall ist - hinreichend berücksichtigt, 

bestehen seitens der Industrie- und Handelskammer (IHK) Aachen keine Beden-
ken. 

Keine Abwägung erforderlich  Kenntnisnahme 

12 Vodafone West GmbH 

Schreiben vom 11.08.2022 
  

 Gegen die o.a. Planung haben wir keine Einwände. Keine Abwägung erforderlich  Kenntnisnahme 

13 Wasserverband Eifel-Rur 

Schreiben vom 31.08.2022 und 07.09.2022 (verfristet eingegangen) 
  

 Schreiben vom 31.08.2022 
 

Die 35. Änderung des Flächennutzungs-
planes der Stadt Erkelenz "Gewerbliche 

Die Stellungnahmen des 
Wasserverband Eifel-Rur 
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lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
Der Wasserverband Eifel-Rur bat im Laufe der Offenlegung und Beteiligung der 
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB um eine Verlängerung der 

Beteiligungsfrist. Mit Schreiben vom 31. 08. 2022 teilt der Wasserverband mit: 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

da hier keine genaue Entwässerungsplanung enthalten ist, es aber aus Gewäs-

serverträglichkeitssicht durchaus zu Konflikten kommen kann, sind genaue 

Angaben notwendig. Bitte lassen Sie uns weitere Unterlagen hierfür zukommen 
und kontaktieren Sie Frau Kozerke (Tel.: 0241-494-1066, E-Mail Susan-

ne.Kozerke@wver.de)  
 

Schreiben vom 07.09.2022 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

grundsätzlich bestehen gegen die vorliegende Flächennutzungsplanänderung 

keine Bedenken, allerdings bitten wir um Abstimmung der Entwässerungspla-
nung bei den zugehörigen zukünftigen Bebauungsplanverfahren, gerade im 

Hinblick auf eine evtl. Betroffenheit aus Sicht der Gewässerverträglichkeit. 

 
  

Bauflächen Brüsseler Allee", Erkelenz-
Mitte, entlässt eine Weidefläche aus der 

Darstellung "Gewerbliche Bauflächen" 

und stellt sie zukünftig als "Flächen für die 

Landwirtschaft" dar. Eine etwas kleinere 
Fläche wird zum Ausgleich der Darstellung 

"Gewerbliche Bauflächen" zugeschlagen. 

Mit der 35. Änderung des Flächennut-

zungsplans wird die Voraussetzung für 
eine konkrete Bauleitplanung (3. Ände-

rung und Erweiterung des Bebauungspla-
nes Nr. XIX/1 „Industrie- und Gewerbepark 

Commerden“, Erkelenz-Mitte) geschaffen, 

welche die Gewerbelandreserven an der 

Brüsseler Allee planungsrechtlich sichert. 
Hier werden größere Flächen neu an das 

vorhandene Kanalnetz angeschlossen.  

In beiden Bauleitplanungen ist in der 
Begründung dargelegt, dass die Entwäs-

serung der Plangebiete über die beste-

henden Entwässerungsanlagen im Ge-
werbe- und Industriepark Commerden in 

deren Dimensionierung und Berechnun-

werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

mailto:Susanne.Kozerke@wver.de
mailto:Susanne.Kozerke@wver.de
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lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
gen bereits berücksichtigt sind.  
Für die konkrete Bauleitplanung der 3. 

Änderung des Bebauungsplanes Nr. XIX 

wurde seitens des Wasserverbandes mit 

Schreiben vom 04.07.2022 mitgeteilt, dass 
keine Bedenken gegen die Planung beste-

hen. 

Mit dem Wasserverband wurde telefo-

nisch vereinbart, dass dennoch im Zuge 
des Bebauungsplanverfahrens die Sach-

lage bezüglich der Entwässerung des 
Plangebietes seitens des Tiefbauamtes 

erläutert werden kann. 

  

Mitteilung an die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit Schreiben vom 03.07.2023 

über die Wiederholung der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

Hier: Eingegangene Stellungnahmen bis zum 11.08.2023 

1 Bezirksregierung Köln - Dez. 33 (Ländliche Entwicklung und Bodenordnung) 

Schreiben vom 10.07.2023 
  

 Sehr geehrte Damen und Herren, 
aus den von hier zu vertretenden Belangen der allgemeinen Landeskultur und 
der Landentwicklung werden keine Bedenken gegen das vorbezeichnete Pla-
nungsvorhaben vorgebracht. 

Keine Abwägung erforderlich  Kenntnisnahme  
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Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
Mit freundlichen Grüßen 
 

2 Deutsche Glasfaser Holding GmbH 
Schreiben vom 03.07.2023 

  

 Auskunft über die Lage von Glasfaser - Versorgungsanlagen 
Hier: Genehen 1, Germany Erkelenz 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
im angefragtem Bereich: 

Genehen 1, Germany Erkelenz 

befinden sich Anlagen der Deutschen Glasfaser Netz Operating GmbH. Beilie-

gend erhalten Sie die Bestands- und Übersichtspläne. 

Achtung! 
Deutsche Glasfaser setzt im Regelfall eine mindertiefe Verlegtechnik ein. Die 
Glasfaserkabel befinden sich in einer Tiefe zwischen 0,3 und 0,6 Meter. Es wird 
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass durch unterschiedliche Verlegungstiefen 

oder Änderungen im Verlauf der Leitungen kein Mitverschulden der Deutschen 
Glasfaser Netz Operating GmbH begründet wird. 

Im Bereich von Kreuzungen und Parallelverlauf mit LWL - Netz der Deutschen 

Glasfaser Netz Operating GmbH (DGNO) sind Suchschachtungen bzw. Ortungen 

zur genauen Lagebestimmung der LWL - Trasse vorzunehmen. 
Es ist Ihrerseits sicherzustellen, dass allen Beteiligten der Inhalt des Merkblattes 
"Hinweise zum Schutze unterirdischer Glasfaser - Versorgungsanlagen” bekannt 
gemacht und die Einhaltung der genannten Bedingungen überwacht wird. 

Die Stellungnahme der Deutsche Glasfa-
ser Holding GmbH wird zur Kenntnis 

genommen und die Informationen für den 
parallel im Verfahren befindlichen 3. 

Änderung und Erweiterung des Bebau-

ungsplanes Nr. XIX/1 „Industrie- und 

Gewerbepark Commerden“, Erkelenz-

Mitte, in dieses Verfahren aufgenommen. 
Hier können die Aussagen der Deutsche 
Glasfaser Holding GmbH insofern berück-
sichtigt werden, dass im Entwurf zum 

Bebauungsplan Maßnahmen ergriffen 
werden, um Konfliktsituationen zu ver-

hindern. 

 

   

 
 

 
 

 

Kenntnisnahme 
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Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
Für die Bauerlaubnis teilen Sie uns den Baubeginn Ihrer Maßnahme mindestens 
2 Wochen vorher mit. Die Aktualität der beiliegenden Bestands- und Übersicht-

pläne kann nur für die folgenden 20 Arbeitstage garantiert werden. Sollten Ihre 

Baumaßnahmen erst später erfolgen, ist eine erneute Planauskunft 4 Wochen 

vor Baubeginn anzufordern. 
Die Aktualität der beiliegenden Bestands- und Übersichtpläne kann nur für die 

folgenden 20 Arbeitstage garantiert werden. 

Für zukünftige Anforderungen von Planauskünften steht Ihnen auch unser Kon-

taktformular unter: 
https://www.deutsche-glasfaser.de/unternehmen/kontakt/planauskunft/ 

zur Verfügung. 
Für Ihre Anfrage bedanken wir uns und verbleiben 

"Sind Trassenverlegungen notwendig, benötigt Deutsche Glasfaser mindestens 8 

Wochen Vorlaufzeit." 

mit freundlichen Grüßen 
 

3 Landesbetrieb Straßenbau NRW: Regionalniederlassung Niederrhein - Hauptsitz 

Mönchengladbach  

Schreiben vom 03.07.2023 

  

 35. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz 
Wiederholung der öffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) BauGB 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
ich verweise auf meine Stellungnahme vom 04.04.2022. 

Die Stellungnahme des Landesbetrieb 
Straßenbau NRW: Regionalniederlassung 
Niederrhein - Hauptsitz Mönchengladbach 
wird zur Kenntnis genommen.  

Kenntnisnahme  
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lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
Es bestehen vom Grundsatz her keine Bedenken. 
Ich weise jedoch darauf hin, dass gegenüber dem Landesbetrieb Straßenbau, 

weder jetzt noch in Zukunft aus dieser Planung 

Ansprüche auf aktiven und/oder passiven Lärmschutz oder ggfls. erforderlich 

werdende Maßnahmen bzgl. der 
Schadstoffausbreitung geltend gemacht werden können. Außerdem wird auf das 

Problem der Schallreflektion hingewiesen. 

Mit freundlichem Gruß 

 

 

4 Landwirtschaftskammer NRW: Kreisstellen Heinsberg, Viersen  
Schreiben vom 07.07.2023 

  

 Sehr geehrte Damen und Herren, 
wir verweisen auf unsere vorangegangenen Stellungnahmen, zuletzt vom 
12.07.2022. Neue Aspekte hinsichtlich landwirtschaftlicher Belange sind in den 
aktuellen Unterlagen nicht erkennbar. 

Mit freundlichen Grüßen 
 

Keine Abwägung erforderlich  Kenntnisnahme  

5 NEW Netz GmbH  

Schreiben vom 03.07.2023 
  

 Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für Ihre Anfrage. 
Wir haben Ihre Anfrage geprüft und teilen Ihnen mit, dass gegen diese keine 

Bedenken vorliegen. 

Keine Abwägung erforderlich  Kenntnisnahme  
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lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
Für weitere Fragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 
Mit freundlichen Grüßen 

 

6 Westnetz GmbH:  Regionalzentrum Neuss - Netzplanung (Dokumentation und 
Liegenschaften) 

Schreiben vom 05.07.2023 

  

 Sehr geehrte Damen und Herren, 
vielen Dank für die Beteiligung an der 35. Änderung des Flächennutzungsplanes 

der Stadt Erkelenz "Gewerbliche Bauflächen Brüsseler Allee". 

Wir haben die Unterlagen auf unsere Belange geprüft. Hier unsere Stellungnah-

me: 

Gegen das oben genannte Vorhaben bestehen keine Einwände, da unsere Be-
lange hierdurch nicht berührt werden. 
Mit freundlichem Gruß 
 

Keine Abwägung erforderlich  Kenntnisnahme  

7 Kreis Heinsberg: Federführung 
Schreiben vom 04.08.2023 

  

 Sehr geehrte Damen und Herren, 

nachfolgend erhalten Sie die Gesamtstellungnahme des Kreises Heinsberg zur 
35. Änderung des Flächennutzungsplanes „Gewerbliche Bauflächen Brüsseler 

Allee“, Erkelenz. 
Seitens des Gesundheitsamtes, des Straßenbaulastträgers für die Kreisstraßen, 

der unteren Bodenschutzbehörde, der unteren Immissionsschutzbehörde, der 

Keine Abwägung erforderlich  Kenntnisnahme  
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lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
unteren Naturschutzbehörde sowie der unteren Wasserbehörde werden keine 
Bedenken geäußert. 

8 Erftverband 
Schreiben vom 07.08.2023 

  

 Abwassertechnische Leitungen und Anlagen des Erftverbandes sind derzeit 
durch die v. g. Maßnahme nicht betroffen. Daher bestehen aus 

wasserwirtschaftlicher Sicht seitens des Erftverbandes keine Bedenken. 

Keine Abwägung erforderlich  Kenntnisnahme 

9 LVR Liegenschaften 

Schreiben vom 09.08.2023 
  

 Hiermit möchte ich Sie innerhalb meiner Stellungnahme darüber informieren, 
dass keine Betroffenheit bezogen 

auf Liegenschaften des LVR vorliegt und daher keine Bedenken gegen die o.g. 
Maßnahme geäußert werden. 

Diese Stellungnahme gilt nicht für das LVR Amt für Denkmalpflege im Rheinland 
in Pulheim und das LVR- Amt 
für Bodendenkmalpflege im Rheinland in Bonn; es wird darum gebeten, deren 

Stellungnahmen gesondert 

einzuholen 

Keine Abwägung erforderlich Kenntnisnahme 
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30. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Wohnbauflächen 
Am Neuser Weg), Erkelenz-Gerderath

hier: Beschluss über die vorgetragenen Stellungnahmen während der frühzeiti-
gen Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB sowie Beschluss 
zur Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und Behördenbeteili-
gung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB
Beratungsfolge:
Datum Gremium

12.09.2023 Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digitalisierung
14.09.2023 Haupt- und Finanzausschuss
20.09.2023 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digitalisierung der Stadt 
Erkelenz hat in seiner Sitzung am 21.03.2023 gem. § 2 Abs. 1 BauGB beschlossen, die 30. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Wohnbauflächen Am Neuser Weg), Erkelenz-Ger-
derath, aufzustellen und die Verwaltung beauftragt, einen Entwurf der Flächennutzungsplanände-
rung zu erarbeiten. In der Sitzung wurde ferner beschlossen zu dem Entwurf des Bauleitplanes die 
Öffentlichkeit frühzeitig gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und die Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange frühzeitig gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zu beteiligen.
Ziel und Zweck der 30. Änderung des Flächennutzungsplanes, welche aus zwei Teilbereichen be-
steht, ist die Erweiterung der im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Erkelenz dargestellten 
Wohnbauflächen um ca. 0,6 ha (Teilbereich 2) am östlichen Ortsrand von Erkelenz Gerderath, 
nördlich der L46. Diese 0,6 ha sind im wirksamen Flächennutzungsplan dargestellt als Flächen für 
die Landwirtschaft und liegen heute durch die Aufgabe einer ehemaligen Gärtnerei und den Rück-
bau von Gewächshäusern brach.
Die Darstellung der Wohnbauflächen erweitert die bereits bestehende Darstellung von Wohnbau-
flächen in nördlicher Richtung und hat nach Änderung des Flächennutzungsplanes eine Gesamt-
größe von ca. 2,9 ha. 
Südlich der Straße Fronderath, am östlichen Ortsrand von Gerderath stellt der wirksame Flächen-
nutzungsplan ebenso Wohnbauflächen dar, welche jedoch für eine Entwicklung zu Wohnbauland 
nicht zur Verfügung stehen. Eine ca. 0,5 ha große Teilfläche (Teilbereich 1) dieser dargestellten 
Wohnbauflächen, soll mit der 30. Änderung des Flächennutzugsplanes in Flächen für die Landwirt-
schaft geändert werden.
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Mit der Flächennutzungsplanänderung sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Auf-
stellung eines Bebauungsplanes mit dem Ziel der Bereitstellung von Baugrundstücken mit der 
Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes erfolgen.
Für die Änderung des Flächennutzungsplanes erfolgte die Erklärung zur Anpassung an die Ziele der 
Raumordnung gemäß §34 LPIG mit Verfügung vom 07.02.2019 der Bezirksregierung Köln.
Die oben beschriebenen Geltungsbereiche (Teilbereich 1 und 2) gehen aus der Anlage hervor.
Der Aufstellungsbeschluss wurde im Amtsblatt der Stadt Erkelenz Nr. 9/2023 vom 12.06.2023 be-
kannt gemacht.

1. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB
Die öffentliche Bekanntmachung des Termins der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit ge-
mäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde mit Amtsblatt Nr. 9 vom 12.06.2023 bekannt gemacht.
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wurde vom 26.06.2023 bis einschließlich 30.06.2023 in 
der Stadtverwaltung Erkelenz sowie über das Internet durchgeführt. Seitens der Öffentlichkeit 
wurden während des Beteiligungsverfahrens keine Stellungnahmen vorgetragen.

2. Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB

Das Beteiligungsverfahren gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurde mit Schreiben vom 26.06.2023 an die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung 
berührt werden kann, eingeleitet.
Seitens der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden während des Beteili-
gungsverfahrens Stellungnahmen vorgetragen, die in der Anlage - Stellungnahmen der Öffentlich-
keit und Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange - zur Abwägung 
und Beschlussfassung aufgelistet sind.

3. Beteiligung des Bezirksausschusses
Der Bezirksausschuss Erkelenz-Gerderath wurde mit Schreiben vom 20.06.2023 beteiligt

In dieser Sitzung soll über die während der frühzeitigen Beteiligung gemäß §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 
BauGB vorgetragenen Stellungnahmen gemäß § 1 Abs. 7 BauGB entschieden und der Beschluss 
zur Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB gefasst und die Behördenbeteiligung gem. § 
4 Abs. 2 BauGB eingeleitet werden.

Beschlussentwurf (als Empfehlung an Haupt- und Finanzausschuss und Rat):
„1. Über die während der frühzeitigen Beteiligung gemäß §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB von 

der Öffentlichkeit und den Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange vorgetra-
genen Stellungnahmen zum Entwurf der 30. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Erkelenz (Wohnbauflächen Am Neuser Weg), Erkelenz-Gerderath, wird nach Abwä-
gung aller erkennbaren öffentlichen und privaten Belangen, wie in der als Anlage - Stel-
lungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange – zur Beschlussvorlage der 30. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Stadt Erkelenz (Wohnbauflächen Am Neuser Weg), Erkelenz-Gerderath, beigefügten 
Abwägungstabelle vorgeschlagen, entschieden. Die Anlage - Stellungnahmen der Öffent-
lichkeit und Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange - ist 
Bestandteil dieses Beschlusses.

2. Der Entwurf der 30. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Wohnbau-
flächen Am Neuser Weg), Erkelenz-Gerderath, ist unter Berücksichtigung dieser Beschlüsse 
auf die Dauer eines Monats gemäß § 3 Abs. 2 BauGB im Internet zu veröffentlichen und im 
Rathaus auszulegen; die Behörden sind gemäß § 4 Abs. 2 BauGB zu beteiligen.“

Klima-Check:
Trägt der Beschlussentwurf zum Klimaschutz oder zur Klimafolgenanpassung bei?
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Ja X Nein ☐

Bauleitpläne in Form von Flächennutzungsplänen als vorbereitender und Bebauungsplänen als 
verbindlicher Bauleitplanung haben indirekt Auswirkungen auf Klimaschutz und Klimafolgenan-
passung.
Während aus Flächennutzungsplänen keine Baurechte abgeleitet werden können, schaffen Be-
bauungspläne die Grundlage für (neue) Bebauungen, aber auch Entwicklung von Grünflächen oder 
den Bau von Verkehrsflächen.
Im Baugesetzbuch sind die Belange Klimaschutz und Klimaanpassung seit 2013 als Teil eines stetig 
größer werdenden Katalogs an Belangen und Themen in § 1 Abs. 5 aufgenommen worden.
Mit geringen Ausnahmen sind bei jeder Aufstellung eines Bauleitplanes eine Umweltprüfung und 
ein Umweltbericht zu erstellen. Hier sind die genannten Aspekte enthalten.
Regelmäßig sind Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen erforderlich, durch welche auch Maßnahmen 
zum Klimaschutz und Klimafolgenanpassung erfolgen.

Finanzielle Auswirkungen:
Die Kosten der Bauleitplanung werden durch einen städtebaulichen Vertrag zwischen der Stadt 
Erkelenz und der Grundstücks- und Entwicklungsgesellschaft der Stadt Erkelenz GmbH & Co. KG 
(GEE) sichergestellt.

Anlagen:
Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Trä-
gern öffentlicher Belange - zur Beschlussvorlage der 30. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Erkelenz (Wohnbauflächen Am Neuser Weg), Erkelenz-Gerderath

Anlage - Übersicht über den Geltungsbereich der 30. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Erkelenz (Wohnbauflächen Am Neuser Weg), Erkelenz-Gerderath
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Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange - zur Beschlussvorla-

ge der 30. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Wohnbauflächen Am Neuser Weg), Erkelenz Gerderath - im Ausschuss für 
Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digitalisierung am 12.09.2023, des Haupt- und Finanzausschusses am 14.09.2023 und des 

Rates am 20.09.2023 

 
lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
Stellungnahmen der Öffentlichkeit während der frühzeitigen Beteiligung vom 26.06.2023 bis 30.06.2023 

gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

1 Öffentlichkeit 

Schreiben vom  

  

 Es wurden keine Stellungnahmen vorgetragen. 
 

  

2 Öffentlichkeit 

Schreiben vom  

  

    

Stellungnahmen der Öffentlichkeit während der Veröffentlichungsfrist vom xy.xy. bis xy.xy.xyxy 

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

1 Öffentlichkeit 

Schreiben vom 

  

    

2 Öffentlichkeit 

Schreiben vom 

  

    

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit Schreiben vom 26.06.2023  

gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

1 Westnetz GmbH Regionalzentrum Neuss, Collingstraße 2, 41460 Neuss 

Mail vom 26.06.2023 
  

 Gegen das oben genannte Vorhaben bestehen keine Einwände, da unsere Belange hierdurch nicht berührt 

werden. 

 

Keine Abwägung erforderlich. 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

2 Deutsche Glasfaser Holding GmbH Büro Borken, Am Kuhm 31, 46325 Borken 

Mail vom 26.06.2023 
  

 Im angefragtem Bereich:  

Am Randerather Hof, Germany Erkelenz 
befinden sich Anlagen der Deutschen Glasfaser Netz Operating GmbH. Beiliegend erhalten Sie die Bestands- 

und Übersichtspläne. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis und Beachtung für 

die Ausführungsplanung an das Tiefbauamt der Stadt 
Erkelenz weitergeleitet. 

 

Kenntnisnahme 
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Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange - zur Beschlussvorla-

ge der 30. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Wohnbauflächen Am Neuser Weg), Erkelenz Gerderath - im Ausschuss für 
Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digitalisierung am 12.09.2023, des Haupt- und Finanzausschusses am 14.09.2023 und des 

Rates am 20.09.2023 

 
lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
 

Achtung! 

 

Deutsche Glasfaser setzt im Regelfall eine mindertiefe Verlegtechnik ein. Die Glasfaserkabel befinden sich in 
einer Tiefe zwischen 0,3 und 0,6 Meter. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass durch unterschiedliche 

Verlegungstiefen oder Änderungen im Verlauf der Leitungen kein Mitverschulden der Deutschen Glasfaser Netz 

Operating GmbH begründet wird.  

Im Bereich von Kreuzungen und Parallelverlauf mit LWL - Netz der Deutschen Glasfaser Netz Operating GmbH 

(DGNO) sind Suchschachtungen bzw. Ortungen zur genauen Lagebestimmung der LWL - Trasse vorzunehmen.  
Es ist Ihrerseits sicherzustellen, dass allen Beteiligten der Inhalt des Merkblattes “Hinweise zum Schutze unter-

irdischer Glasfaser - Versorgungsanlagen” bekannt gemacht und die Einhaltung der genannten Bedingungen 

überwacht wird.  

Für die Bauerlaubnis teilen Sie uns den Baubeginn Ihrer Maßnahme mindestens 2 Wochen vorher mit. Die 

Aktualität der beiliegenden Bestands- und Übersichtpläne kann nur für die folgenden 20 Arbeitstage garantiert 
werden. Sollten Ihre Baumaßnahmen erst später erfolgen, ist eine erneute Planauskunft 4 Wochen vor Baube-

ginn anzufordern. 

 

Die Aktualität der beiliegenden Bestands- und Übersichtpläne kann nur für die folgenden 20 Arbeitstage garan-

tiert werden. 
 

Für zukünftige Anforderungen von Planauskünften steht Ihnen auch unser Kontaktformular unter: 

https://www.deutsche-glasfaser.de/unternehmen/kontakt/planauskunft/ 

zur Verfügung. 

 
Für Ihre Anfrage bedanken wir uns und verbleiben  

 

„Sind Trassenverlegungen notwendig, benötigt Deutsche Glasfaser mindestens 8 Wochen Vorlaufzeit.“ 

 

Die in der Stellungnahme genannten Bestands- und 

Übersichtspläne werden der Abwägungstabelle nicht 

beigefügt, da sich die genannten Anlagen außerhalb der 

Geltungsbereiche (Teilbereich 1 und 2) der 30. Änderung 
des Flächennutzungsplanes befinden. 

 

 

3 NEW Netz GmbH, Nikolaus-Becker-Straße 28-34, 52511 Geilenkirchen 

Mail vom 26.06.2023 
  

 Wir haben Ihre Anfrage geprüft und teilen Ihnen mit, dass gegen diese keine Bedenken vorliegen. 
Für weitere Fragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

Keine Abwägung erforderlich 
 

Kenntnisnahme 
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ge der 30. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Wohnbauflächen Am Neuser Weg), Erkelenz Gerderath - im Ausschuss für 
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lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
  

 

 

4 Bezirksregierung Köln Dezernat 54 – Wasserwirtschaft. 50606 Köln 

Mail vom 27.06.2023 
  

 Rohrfernleitungen: 
gem. Pipeline-Kataster befindet sich im Plangebiet keine Rohrfernleitungsanlage. 

 

Trinkwasserversorgung: 

Die Stadt Erkelenz plant die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 0300.2/1 „Am Neuser Weg“ in Erkelenz-

Gerderath mit dem Ziel die planungsrechtliche Voraussetzung für ein Wohngebiet zu schaffen. Die Festsetzung 
eines Allgemeinen Wohngebietes im Bebauungsplan erfordert daher die entsprechende Änderung des Flächen-

nutzungsplanes mit der Darstellung Wohnbauflächen für den gesamten Planbereich des Bebauungsplanes Nr. 

0300.2/1 „Am Neuser Weg“, Erkelenz-Gerderath. Die Änderung des Flächennutzungsplanes erfolgt im Parallel-

verfahren durch die 30. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz. 

Das betroffene Plangebiet liegt zum jetzigen Zeitpunkt weder in einem festgesetzten oder geplanten Wasser-

schutzgebiet, noch in einem Einzugsgebiet einer aktiven Trinkwassergewinnungsanlage. Dennoch weise ich 
vorsorglich darauf hin, dass das entsprechende Gebiet nach aktuellem Kenntnisstand zukünftig in dem Ein-

zugsgebiet der geplanten WGA Kückhoven liegen wird. Die Neuerrichtung der WGA Kückhoven ist erforderlich, 

da die WGA Holzweiler aufgrund der bergbaulichen Inanspruchnahme entfällt. Zur langfristigen Sicherstellung 

der öffentlichen Wasserversorgung ist demnach die Neuerrichtung der WGA Kückhoven nötig und wird derzeit 

konkret geplant. Diesbezüglich liegt mir bereits ein entsprechender Vorabzug der wasserrechtlichen Antragsun-
terlagen vor. 

Daraus geht hervor, dass das Plangebiet, wie schon oben erwähnt, innerhalb des prognostizierten Einzugsge-

biet liegt und vermutlich zu einem späteren Zeitpunkt dann auch innerhalb eines Wasserschutzgebietes. Zum 

jetzigen Zeitpunkt können jedoch noch keine konkreten Aussagen zu potentiellen Schutzzonen etc. getroffen 

werden. Unabhängig davon möchte ich an dieser Stelle dennoch die Möglichkeit nutzen vorsorglich und früh-
zeitig darauf hinweisen. 

Insgesamt bestehen dem Vorhaben gegenüber jedoch keine grundsätzlichen Bedenken. Im Rahmen des Mögli-

chen und zur Sicherung der Grundwasserneubildung wird dennoch angeregt, eine möglichst minimale Flä-

chenversiegelung anzustreben. Die Versiegelung von Freiflächen ist in Bezug auf die Grundwasserneubildung 

generell negativ zu bewerten, da jede Versieglung dazu führt, dass der Grundwasserleiter in seiner Bilanz ge-
mindert wird.  

Das Plangebiet des im Parallelverfahren aufzustellenden 
Bebauungsplanes Nr. 0300.1/2 „Am Neuser Weg“ weist mit 

22,5% Grünflächenanteil und Festsetzung der Grundflä-

chenzahl unterhalb der Orientierungswerte des § 17 

BauNVO für das Allgemeine Wohngebiet (WA 1) einen 

möglichst hohen unversiegelten Flächenanteil auf. 
 

Keine Abwägung erforderlich. 

 

 

 

 
 

 

 

 

 
 

 

 

 

 
 

 

 

 

 
 

Kenntnisnahme 
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Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange - zur Beschlussvorla-

ge der 30. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Wohnbauflächen Am Neuser Weg), Erkelenz Gerderath - im Ausschuss für 
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Rates am 20.09.2023 

 
lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
 

Abschließend möchte darauf hinweisen, dass zum Schutz des Grundwassers generell die allgemeine Sorgfalts-

pflicht nach § 5 des Wasserhaushaltsgesetzes gilt. Demnach ist „Jede Person […] verpflichtet, bei Maßnahmen, 

mit denen Einwirkungen auf ein Gewässer verbunden sein können, die nach den Umständen erforderliche 
Sorgfalt anzuwenden, um 

1. eine nachteilige Veränderung der Gewässereigenschaften zu vermeiden, 

2. eine mit Rücksicht auf den Wasserhaushalt gebotene sparsame Verwendung des Wassers sicherzustellen, 

3. die Leistungsfähigkeit des Wasserhaushalts zu erhalten und 

4. eine Vergrößerung und Beschleunigung des Wasserabflusses zu vermeiden.“ 
 

Ansonsten erkenne ich keine Betroffenheit in den Zuständigkeiten von Dezernat 54 der Bezirksregierung Köln 

(Obere Wasserbehörde). 

 

  

5 Vodafone West GmbH, Ferdinand-Braun-Platz 1, 40549 Düsseldorf 

Mail vom 27.06.2023 
  

 Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen die von Ihnen geplante Baumaßnahme keine 
Einwände geltend macht. Im Planbereich befinden sich keine Telekommunikationsanlagen unseres Unterneh-

mens. Eine Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen ist unsererseits derzeit nicht geplant. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte geben Sie dabei immer unsere obenstehende 

Vorgangsnummer an. 

Bitte beachten Sie: 
Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mitverlegung, Baufeldfreimachung, etc. oder eine Koordi-

nierung/Abstimmung zum weiteren Vorgehen, dass die verschiedenen Vodafone-Gesellschaften trotz der 

Fusion hier noch separat Stellung nehmen. Demnach gelten weiterhin die bisherigen Kommunikationswege. 

Wir bitten dies für die nächsten Monate zu bedenken und zu entschuldigen. 

 

Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 
 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

6 WVER - Wasserverband Eifel-Rur (Aufgabenbereich Liegenschaften), Eisenbahnstraße 5, 52353 Düren 

Mail vom 29.06.2023 
  

 

 

 

 

Der betroffene Bereich befindet sich außerhalb des Zuständigkeitsbereiches des Wasserverbandes 

Eifel – Rur. Daher kann unsererseits keine Stellungnahme abgegeben werden. 

 

 

Keine Abwägung erforderlich. 

 

 

 

Kenntnisnahme 
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lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
  

 

  

7 Deutsche Telekom Technik GmbH: West PTI 24 

Mail vom 29.06.2023 
  

 Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsberech-
tigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle 

Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen 

und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie 

folgt Stellung: 

 
Gegen die Planung haben wir keine Bedenken. 

 

Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 

 

 
 

 

Kenntnisnahme 
 

 

 

 

 
 

 

8 Straßen NRW Regionalniederlassung Niederrhein. Breitenbachstr. 90, 41065 Mönchengladbach 

Mail vom 29.06.2023 
  

 Es bestehen vom Grundsatz her keine Bedenken aus Sicht der hiesigen Niederlassung. 

 

Ich weise jedoch darauf hin, dass gegenüber dem Landesbetrieb Straßenbau, weder jetzt noch in Zukunft aus 
dieser Planung Ansprüche auf aktiven und/oder passiven Lärmschutz oder ggfls. Erforderlich werdenden Maß-

nahmen bzgl. Der Schadstoffausbreitung geltend gemacht werden können. Außerdem wird auf das Problem 

der Schallreflexion hingewiesen. 

 

Keine Abwägung erforderlich. 

 

 
 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 
 

 

 

 

9 

 

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr (BAIUDBw) (Referat Infra I 3) 

Fontainengraben 200, 53123 Bonn 
Email vom 05.07.2023 

  

 Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden Verteidigungsbelange nicht beeinträchtigt. 

Es bestehen daher zum angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine 

Einwände. 

Gegen die im Betreff genannte(n) Maßnahme(n) hat die Bundeswehr folgende Bedenken, Einwände bzw. An-

merkungen. 
Die von Ihnen beabsichtigte(n) Maßnahme(n) befindet / befinden sich 

- im Zuständigkeitsbereich des Flugplatzes Geilenkirchen. Die Belange der Bundeswehr sind somit ggf. mehr-

fach berührt. 

Es wird ein Hinweis in die Begründung des im Parallelver-

fahren aufzustellenden Bebauungsplanes Nr. 0300.1/2 

„Am Neuser Weg“ aufgenommen, dass sich das Plangebiet 

im Bereich eines militärischen Fluggebietes befindet und 

mit Lärm- und Abgasimmissionen zu rechnen ist. Spätere 
Ersatzansprüche gegen die Bundeswehr können nicht 

anerkannt werden. 

 

Kenntnisnahme 
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lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
Ich weise darauf hin, dass sich Ihr Plangebiet im Bereich eines militärischen Fluggebietes befindet. Hier ist mit 

Lärm- /und Abgasimmissionen zu rechnen. Ferner weise ich darauf hin, dass spätere Ersatzansprüche gegen die 

Bundeswehr nicht anerkannt werden können. 

 

 

 

 

 

10 Bezirksregierung Köln – Dez. 33 (Ländliche Entwicklung und Bodenordnung) 
Mail vom 10.07.2023 

  

 

 

 

 

Aus den von hier zu vertretenden Belangen der allgemeinen Landeskultur und der Landentwicklung werden 

keine Bedenken gegen das vorbezeichnete Planungsvorhaben vorgebracht.  

 

 

Keine Abwägung erforderlich. 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

 

11 Erftverband, Am Erftverband 6, 50126 Bergheim 
Mail vom 11.07.2023 

  

 
Die Grundwasseroberfläche ist im Bereich der Baumaßnahme/ des Bebauungsplans im oberen Grundwasser-

stockwerk durch den Braunkohlentagebau abgesenkt. Vor Beginn der Sümpfungsmaßnahmen 

wurden flurnahe Grundwasserstände gemessen. Nach Beendigung des Braunkohlenbergbaus steigt die 

Grundwasseroberfläche an und es können sich langfristig im Bereich der Baumaßnahme /des Bebauungsplans 

witterungsbedingt wieder flurnahe Grundwasserstände einstellen. 
 

 

 

 

 

 

Ein Hinweis zur Grundwasserabsenkung durch den 

Braunkohlentagebau und einem Grundwasserwiederan-

stieg nach Beendigung der bergbaulichen Sümpfungs-

maßnahme ist in der Begründung zur 30. Änderung des 

Flächennutzungsplanes sowie in der Begründung zum 
Bebauungsplane Nr. 0300.1/2 „Am Neuser Weg“ und auf 

der Planzeichnung bereits aufgenommen. 

 

Die mitgelieferte Karte, die die Lage von Grundwasser-

messstellen zeigt, wird der Abwägungstabelle nicht beige-
fügt. Die Messstellen befinden sich außerhalb der Gel-

tungsbereiche (Teilbereich 1 und 2) der 30. Änderung des 

Flächennutzungsplanes. 

Kenntnisnahme 

 

 

 

 
 

 

 

 

 
 

 

 

12 Schwalmverband 

Mail vom 11.07.2023 
  

 Der Flächennutzungsplan liegt außerhalb des Schwalmeinzugsgebiet. 

Eine Betroffenheit des Schwalmverbands ist nicht gegeben. 
 

 

Keine Abwägung erforderlich. 

 
 

 

Kenntnisnahme 
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lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
13 Stadt Wegberg, Rathausplatz 25, 41844 Wegberg 

Per Post 17.07.2023 
  

 Zu den oben genannten Bauleitplanverfahren werden von Seiten der Stadt Wegberg keine Anregungen vorge-

bracht. 

Keine Abwägung erforderlich 

 

Kenntnisnahme 

 

14 Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW 
Mail vom 13.07.2023 

  

 Der Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung liegt über dem auf Steinkohle verliehenen Bergwerks-

feld „Sophia Jacoba A“ sowie über dem auf Braunkohle verliehenen Bergwerksfeld „Gerderath 3“. 

Rechtsnachfolgerin der Eigentümerin des verliehenen Bergwerksfeldes „Sophia Jacoba A“ ist die Vivawest 

GmbH (Nordsternplatz 1 in 45899 Gelsenkirchen). Rechtsnachfolgerin der Eigentümerin des verliehenen Berg-

werksfeldes „Gerderath 3“ ist die RV Rheinbraun Handel und Dienstleistungen GmbH, hier vertreten durch die 
RWE Power AG (Abt. Liegenschaften und Umsiedlung, Stüttgenweg 2 in 50935 Köln). Soweit eine entsprechende 

grundsätzliche Abstimmung mit den beiden vorgenannten Rechtsnachfolgerinnen der Bergwerksfeldeigentü-

merinnen nicht bereits erfolgt ist, empfehle ich, diesen in Bezug auf möglichen zukünftigen bergbaulichen 

Planungen, zu bergbaulichen Einwirkungen aus bereits umgegangenem Bergbau sowie zu dort vorliegenden 

weiteren 
Informationen bzgl. bergschadensrelevanter Fragestellungen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Mög-

licherweise liegen den Rechtsnachfolgerinnen der Bergwerksfeldeigentümerinnen auch Informationen zu 

Bergbau in dem betreffenden Bereich vor, der hier nicht bekannt ist. Insbesondere sollte diesen dabei auch 

Gelegenheit gegeben werden, sich zum Erfordernis von Anpassungs- oder Sicherungsmaßnahmen zur Vermei-

dung von Bergschäden zu äußern. Diese Fragestellung ist grundsätzlich privatrechtlich zwischen Grundeigen-
tümer*in / Vorhabensträger* in und in diesem Falle den Rechtsnachfolgerinnen der Bergwerksfeldeigentüme-

rinnen zu regeln. 

Unabhängig der vorgenannten privatrechtlichen Aspekte teile ich Ihnen mit, dass in den hier derzeitig vorlie-

genden Unterlagen im Planbereich bis in die 1990er Jahre umgegangener Steinkohlenbergbau dokumentiert 

ist. Der verzeichnete Abbau ist dem senkungsauslösenden Bergbau zuzuordnen. Die Einwirkungen des sen-
kungsauslösenden untertägigen Bergbaus sind abgeklungen. Allerdings ist der Planbereich nach den hier 

vorliegenden Unterlagen (Differenzenpläne Stand: 01.10.2018 aus dem Revierbericht, Bericht 1, Auswirkungen 

der Grundwasserabsenkung, des Sammelbescheides - Az.: 61.42.63 -2000-1 -) von durch Sümpfungsmaßnah-

men des Braunkohlenbergbaus bedingten Grundwasserabsenkungen betroffen. Für die Stellungnahme wurden 

folgende Grundwasserleiter (nach Einteilung von Schneider & Thiele, 1965) betrachtet: Oberes Stockwerk, 9B, 
8, 7, 6D, 6B, 2 - 5, 09, 07 Kölner Scholle, 05 Kölner Scholle. Folgendes sollte berücksichtigt werden: 

Die RWE Power AG wurde gemäß § 4(1) BauGB im Bauleit-

planverfahren beteiligt und um Stellungnahme gebeten. 

Eine Stellungnahme ist nicht eingegangen. Gemäß § 4 (2) 

BauGB wird die RWE Power AG erneut am Bauleitplanver-

fahren beteiligt. 
Ebenso wird die Vivawest GmbH gemäß § 4 (2) BauGB 

beteiligt. 

Die während der frühzeitigen Beteiligung der Behörden 

gemäß § 4(1) BauGB eingegangene Stellungnahme des 

Erftverbandes wird unter der lfd. Nr. 11 behandelt. 
 

Ein Hinweis zum Steinkohlenbergbau wird in die Begrün-

dung Teil 1 der 30. Änderung der Flächennutzungsplanän-

derung aufgenommen. 

Ein Hinweis zum Braunkohlentagebau ist unter dem 
Kapitel „Grundwasser“ bereits in der Begründung Teil 1 

aufgenommen. 

 

 

 
 

 

 

 

 
 

Kenntnisnahme 
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lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
Die Grundwasserabsenkungen werden, bedingt durch den fortschreitenden Betrieb der Braunkohlentagebaue, 

noch über einen längeren Zeitraum wirksam bleiben. Eine Zunahme der Beeinflussung der Grundwasserstände 

im Planbereich in den nächsten Jahren ist nach heutigem Kenntnisstand nicht auszuschließen. Ferner ist nach 

Beendigung der bergbaulichen Sümpfungsmaßnahmen ein Grundwasserwiederanstieg zu erwarten. 
Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung für den Braunkohletagebau als auch bei einem späteren Grund-

wasserwiederanstieg sind hierdurch bedingte Bodenbewegungen möglich. Diese können bei bestimmten 

geologischen Situationen zu Schäden an der Tagesoberfläche führen. Die Änderungen der Grundwasserflurab-

stände sowie die Möglichkeit von Bodenbewegungen sollten bei Planungen und Vorhaben Berücksichtigung 

finden. Ein entsprechender Hinweis zu den möglichen Auswirkungen der Sümpfungsmaßnahmen des Braun-
kohlenbergbaus ist bereits in den Planunterlagen unter dem Gliederungspunkt „7.4 Grundwasser“ der Begrün-

dung enthalten. Unabhängig hiervon empfehle ich Ihnen, sofern nicht bereits geschehen, diesbezüglich eine 

Anfrage an die o.g. RWE Power AG sowie für konkrete Grundwasserdaten an den Erftverband (Am Erftverband 6 

in 50126 Bergheim) zu stellen. Hinsichtlich des Umfanges und Detaillierungsgrades der notwendigen Umwelt-

prüfung werden aus dem Zuständigkeitsbereich der Bergbehörde von NRW keine Hinweise und Anregungen 
geäußert. Für eventuelle Rückfragen zu dieser Stellungnahme stehe ich Ihnen gern zur Verfügung. 

Bearbeitungshinweis: 

Diese Stellungnahme wurde bezüglich der bergbaulichen Verhältnisse auf Grundlage des aktuellen Kenntnis-

standes erarbeitet. Die Bezirksregierung Arnsberg hat die zugrundeliegenden Daten mit der zur Erfüllung ihrer 

öffentlichen Aufgaben erforderlichen Sorgfalt erhoben und zusammengestellt. Die fortschreitende Auswertung 
und Überprüfung der vorhandenen Unterlagen sowie neue Erkenntnisse können zur Folge haben, dass es im 

Zeitverlauf zu abweichenden Informationsgrundlagen auch in Bezug auf den hier geprüften Vorhabens- oder 

Planbereich kommt. Eine Gewähr für die Richtigkeit, Vollständigkeit und Genauigkeit der Daten kann insoweit 

nicht übernommen werden. Soweit Sie als berechtigte öffentliche Stelle Zugang zur Behördenversion des 

Fachinformationssystems „Gefährdungspotenziale des Untergrundes in NRW“ (FIS GDU) besitzen, haben Sie 
hierdurch die Möglichkeit, den jeweils aktuellen Stand der hiesigen Erkenntnisse zur bergbaulichen Situation 

zu überprüfen. Details über die Zugangs- und Informationsmöglichkeiten dieses Auskunftssystems finden Sie 

auf der Homepage der Bezirksregierung Arnsberg (www.bra.nrw.de) mithilfe des Suchbegriffs „Behördenversi-

on GDU“. Dort wird auch die Möglichkeit erläutert, die Daten neben der Anwendung ebenfalls als Web Map 

Service (WMS) zu nutzen. 

 

 

 

 
 

 

 

15 Landwirtschaftskammer NRW: Kreisstellen Heinsberg, Viersen 
Mail vom 17.07.2023 

  

 Der Flächentausch wird begrüßt, da eine Gewächshausbrache zugunsten einer Landwirtschaftsfläche ge- Keine Abwägung erforderlich Kenntnisnahme 
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lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
tauscht 

wird. 

  

16 EBV GmbH, Myhler Sttraße 83, 41836 Hückelhoven 

Per Post am 19.07.2023 
  

 Zur o.g. Bauleitplanung sowie dem Flächennutzungsplan werden unsererseits keine Bedenken erhoben. 
Eine Kennzeichnung nach § 9 (5) 2. BauGB sowie § 5 (3) 2. BauGB ist nicht erforderlich. 

 

 

 

 
 

Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 

 

 
 

Kenntnisnahme 
 

 

 

 

 
 

17 Stadt Hückelhoven: Amt für Stadtplanung und Liegenschaften 

Mail vom 19.07.2023 
  

 
Von Seiten der Stadt Hückelhoven bestehen keine Bedenken. 

Keine Abwägung erforderlich 

 
Kenntnisnahme 

18 Geologischer Dienst NRW Landesbetrieb, De-Greiff-Straße 195, 47803 Krefeld 

Mail vom 19.07.2023 
  

 Erdbebengefährdung 

Es wird auf die Bewertung der Erdbebengefährdung hingewiesen, die bei Planung und Bemessung üblicher 
Hochbauten gemäß den Technischen Baubestimmungen des Landes NRW mit DIN 4149:2005-04 „Bauten in 

deutschen Erdbebengebieten“ zu berücksichtigen ist. 

Die Erdbebengefährdung wird in DIN 4149:2005 durch die Zuordnung zu Erdbebenzonen und geologischen 

Untergrundklassen eingestuft, die anhand der Karte der Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen 

der Bundesrepublik Deutschland 1 : 350 000, Bundesland Nordrhein-Westfalen (Geologischer Dienst NRW 2006) 
bestimmt werden. In den Technischen Baubestimmungen des Landes Nordrhein-Westfalen wird auf die Ver-

wendung dieser Kartengrundlage explizit hingewiesen. 

• Das hier relevante Planungsgebiet liegt in der Stadt Erkelenz, Gemarkung Gerderath und ist der Erdbebenzo-

ne 2 sowie der geologischen Untergrundklasse T zuzuordnen. 

 
Bemerkung: DIN 4149:2005 wurde durch den Regelsetzer zurückgezogen und durch die Teile 1, 1/NA und 5 des 

Eurocode 8 (DIN EN 1998) ersetzt. Dieses Regelwerk ist jedoch bislang bauaufsichtlich nicht eingeführt. Anwen-

dungsteile, die nicht durch DIN 4149 abgedeckt werden, sind als Stand der Technik zu berücksichtigen. Dies 

Ein Hinweis zur Erdbebengefährdung wird in die Begrün-

dung Teil 1 der 30. Änderung des Flächennutzungsplanes 
aufgenommen. 

 

 

 

 
 

 

 

 

 
 

 

 

Kenntnisnahme 
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lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
betrifft hier insbesondere DIN EN 1998, Teil 5 „Gründungen, Stützbauwerke und geotechnische Aspekte“. 

 

Auf die Berücksichtigung der Bedeutungskategorien für Bauwerke gemäß DIN 4149:2005 bzw. Bedeutungsklas-

sen der relevanten Teile von DIN EN 1998 und der jeweils entsprechenden Bedeutungsbeiwerte wird ausdrück-
lich hingewiesen. Dies gilt insbesondere z. B. für große Wohnanlagen, kulturelle Einrichtungen etc. 

 

Schutzgut Boden 

Nach der Karte der schutzwürdigen Böden (www.GEOportal.nrw.de) sind von der Planung schutzwürdige 

Böden betroffen. Es handelt sich um Pseudogley-Parabraunerden, mithin um Böden, die nach dem Klassifikati-
onsschema eine hohe Funktionserfüllung besitzen und damit in die höchste Schutzstufe gehören. Aus Boden-

schutzsicht sind nach den gesetzlichen Vorgaben (z.B. § 2 Bundes-Bodenschutzgesetz, § 1 Landesbodenschutz-

gesetz, § 7 und § 15 Bundesnaturschutzgesetz) die vorliegenden Böden als Wert- und Funktionselemente be-

sonderer Bedeutung zu bewerten. Demnach ist der Eingriff durch Versiegelung als erheblich einzustufen. Eine 

bodenfunktionsbezogene Kompensation für den Verlust dieser Böden ist aus Bodenschutzsicht zu fordern. Der 
multifunktionale Ausgleich auf etwa 6300 qm für die Inanspruchnahme von 1,5 ha schutzwürdigen Bodens ist 

aus Bodenschutzsicht als nicht ausreichend zu bezeichnen. Ich bitte zu prüfen, ob auf externen Flächen weitere 

Kompensationen vorbereitet werden können.  

 

Kompensationsmaßnahmen für den Verlust an schutzwürdigen Böden sind folgender Veröffentlichung zu 
entnehmen (Kap. 3.7, S. 24): 

• Bodenschutz in der Umweltprüfung nach BauGB - Leitfaden für die Praxis der Bodenschutzbehörden in der 

Bauleitplanung1. 

 
1 https://www.labo-deutschland.de/documents/umweltpruefung_494.pdf 
 

 

 

 

 
 

Die Rechtsgrundlage für die Eingriffsregelung in der Bau-

leitplanung bilden § 1a BauGB in Verbindung mit §§ 13 bis 

18 BNatSchG und §§ 30 bis 33 LNatSchG NRW. Sind auf-

grund der Aufstellung eines Bebauungsplans Eingriffe in 
Natur und Landschaft zu erwarten, sind diese gemäß  

Eingriffsregelung hinreichend zu qualifizieren und zu 

quantifizieren. Die Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung 

erfolgt im Rahmen des im Parallelverfahren aufzustellen-

den Bebauungsplan Nr. 0300.2/1 „Am Neuser Weg“. Das 
dort ermittelte ökologische Defizit wird überwiegend über 

die zu erbringenden Artenschutzmaßnahmen kompen-

siert (auf 12.300m2 ). Ein verbleibendes ökologisches 

Defizit von 8.448,5 Biotopwertpunkten wird über das 

städtische Ökokonto ausgeglichen. 
 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 
 

 

19 Kreis Heinsberg, Valkenburger Str. 45, 52525 Heinsberg 

Mail vom 21.07.2023 
  

 Seitens des Gesundheitsamtes, der unteren Bodenschutzbehörde sowie der unteren Wasserbehörde werden 

keine Bedenken geäußert. 

 

Die untere Immissionsschutzbehörde sowie die untere Naturschutzbehörde nehmen wie folgt Stellung: 
 

Stellungnahme Gesundheitsamt, Untere Bodenschutzbe-

hörde, Untere Wasserbehörde: 

Kenntnisnahme 

 
Stellungnahme Immissionsschutzbehörde: 

Kenntnisnahme 

 

 

 
 

https://www.labo-deutschland.de/documents/umweltpruefung_494.pdf
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lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
Untere Immissionsschutzbehörde: 

Gegen die o.g. Planungen bestehen erhebliche Bedenken. 

 

Die in den Planungen durch die schalltechnischen Untersuchungen, Bericht Nr. M175243/01 der Müller-BBM 
Industrie-Solutions GmbH, Fritz-Schupp-Straße 4, 45899 Gelsenkirchen erlangten Erkenntnisse (Lärmbelastung 

des Plangebiets durch die L46) liegen nicht in der Zuständigkeit des Immissionsschutzes. Die Beurteilung der 

gewonnenen Erkenntnisse obliegt dem zuständigen Straßenbaulastträger, der diesbezüglich zu beteiligen ist. 

 

Gemäß den o.g. schalltechnischen Untersuchungen treten durch den Betrieb der benachbarten landwirtschaft-
lichen Anlage im Plangebiet schädliche Umwelteinwirkungen auf. Die Überschreitung der ermittelten Mitte-

lungspegel an zehn der genannten Immissionspunkte im Nachtzeitraum gemäß Gutachten ist nicht zulässig. 

 

Die Bedenken der unteren Immissionsschutzbehörde können ausgeräumt werden, wenn durch eine Überarbei-

tung der schalltechnischen Untersuchungen (Immissionsprognose) an keinem Immissionspunkt schädliche 
Umweltauswirkungen auftreten. Hierfür ist es erforderlich, dass der Gutachter Schallschutzmaßnahmen ein-

plant. 

 

 

 
 

 

 

Der Straßenbaulastträger ist das Land NRW, Landesbe-

trieb Straßenbau. Die während der frühzeitigen Beteili-

gung der Behörden gemäß § 4(1) BauGB eingegangene 

Stellungnahme des Landesbetriebes, Straßenbau NRW 
wird unter der lfd. Nr. 8 behandelt. 

 

Die Überschreitung von max. 10 dB(A) zur Nachtzeit, die 

an einem hochfrequentierten Betriebstag, des im Neben-

erwerb tätigen Landwirtes, auftreten kann, betrifft ledig-
lich das nördlichste Wohnhaus des Plangebietes. An 

einem weiteren Haus kann eine Überschreitung von 6 

dB(A) nachts auftreten. Die übrigen Überschreitungen, die 

möglich sind, erreichen Überschreitungen von 1 dB (A) bis 

5 dB (A).  
 

Eine Gesundheitsgefährdung ist nicht zu befürchten. Zwar 

kann bei einer nächtlichen Dauerbelastung mit Lärm eine 

Gesundheitsgefährdung in Frage kommen, eine Dauerbe-

lastung liegt in diesem Fall jedoch nicht vor. Durch den 
nördlich des Plangebietes liegenden landwirtschaftlichen 

Betrieb (Ackerbau im Nebenerwerb) können lediglich an 

einem hochfrequentierten Arbeitstag auch in der Nacht 

Traktorfahrten anfallen.  

Schädliche Umweltauswirkungen gemäß §3 BImSchG 
liegen demnach nicht vor. 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 
 

 

20 LVR: Amt für Liegenschaften 

Mail vom 27.07.2023 
  

 Hiermit möchte ich Sie innerhalb meiner Stellungnahme darüber informieren, dass keine Betroffenheit bezo-

gen auf Liegenschaften des LVR vorliegt und daher keine Bedenken gegen die o.g. Maßnahme geäußert werden.  

Diese Stellungnahme gilt nicht für das LVR Amt für Denkmalpflege im Rheinland in Pulheim und das LVR- Amt 
für Bodendenkmalpflege im Rheinland in Bonn; es wird darum gebeten, deren Stellungnahmen gesondert 

Keine Abwägung erforderlich. 

 

 
 

Kenntnisnahme 
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Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
einzuholen.   

21 Industrie- und Handelskammer Aachen, Theaterstraße 6-10, 52062 Aachen 
Mail vom 27.07.2023 

  

 Da der vorgesehene Planentwurf die Belange der gewerblichen Wirtschaft entweder gar nicht berührt oder – wo 

es der Fall ist – hinreichend berücksichtigt, bestehen seitens der Industrie- und Handelskammer (IHK) Aachen 

keine Bedenken. 

Keine Abwägung erforderlich. 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

22 WestVerkehr GmbH, Geilenkirchener Kreisbahn 1, 52511 Geilenkirchen 

Mail vom 28.07.2023 
  

 Als öffentliches Verkehrsunternehmen teilen wir Ihnen nach Prüfung der uns zur Verfügung gestellten Unterla-

gen mit, dass wir im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange keine 
Anregungen oder Bedenken vorzubringen haben. 

 

Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

Kenntnisnahme 
 

 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit Schreiben vom xy.xy.xyxy  

gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

1    

    

2    

    

    

    

 



Übersicht über den Geltungsbereich der 30. Änderung des Flächen-

nutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Wohnbauflächen Am Neuser Weg),

Erkelenz-Gerderath

Übersicht über den Geltungsbereich

Teilbereich 1

Teilbereich 2

Allgemeine Basiskarte

Quelle: Land NRW (2019)
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Beschlussvorlage

Federführend:
Planungsamt

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 61/680/2023
öffentlich

07.08.2023
Amt 61 Jürgen Schöbel

41. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Oerather Mühlen-
feld West), Erkelenz-Mitte

hier: Beschluss über die vorgetragenen Stellungnahmen während der frühzeiti-
gen Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB sowie Beschluss 
zur Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und Behördenbeteili-
gung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB
Beratungsfolge:
Datum Gremium

12.09.2023 Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digitalisierung
14.09.2023 Haupt- und Finanzausschuss
20.09.2023 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digitalisierung der Stadt 
Erkelenz hat in seiner Sitzung am 06.12.2022 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung der 41. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Oerather Mühlenfeld West), Erkelenz-Mitte 
beschlossen und die Verwaltung beauftragt, einen Entwurf der Flächennutzungsplanänderung zu 
erarbeiten. In der Sitzung wurde ferner beschlossen zu dem Entwurf des Bauleitplanes die Öffent-
lichkeit frühzeitig gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange frühzeitig gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zu beteiligen.
Ziel der Planung ist es, Baurecht für neue Wohnbauflächen zu schaffen und damit das bereits im 
Bebauungsplan Nr. 02.3/2 „Oerather Mühlenfeld West“, Erkelenz-Mitte festgesetzte Wohnquartier 
zu vervollständigen. Dafür soll das nördliche Wohnquartier Richtung Süden weiterentwickelt wer-
den. Die zentrale Grünachse des „Oerather Mühlenfeldes“ kann des Weiteren über die Ackerflur 
weitergeführt werden und somit die Innenstadt mit der freien Landschaft verbinden.
Zur Erreichung der Planungsziele soll auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung die bisher im 
Flächennutzungsplan für Landwirtschaft dargestellte Fläche in eine Wohnbaufläche umgewandelt 
werden. Der Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung umfasst die Ackerflur (Gemar-
kung Erkelenz, Flur 38, Flurstück 14) im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 02.3/2 „Oerather Müh-
lenfeld West“, Erkelenz-Mitte und hat eine Größe von ca. 2,3 ha. 
Der Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung geht aus der Anlage hervor.
Der Aufstellungsbeschluss wurde im Amtsblatt der Stadt Erkelenz Nr. 6/2023 vom 06.04.2023 be-
kannt gemacht.
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1. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB
Die öffentliche Bekanntmachung des Termins der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit ge-
mäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde mit Amtsblatt Nr. 6 vom 06.04.2023 bekannt gemacht.
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wurde vom 17.04.2023 bis einschließlich 21.04.2023 in 
der Stadtverwaltung Erkelenz sowie über das Internet durchgeführt. Seitens der Öffentlichkeit 
wurden während des Beteiligungsverfahrens keine Stellungnahmen vorgetragen.

2. Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB

Das Beteiligungsverfahren gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurde mit Schreiben vom 17.04.2023 an die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung 
berührt werden kann, eingeleitet.
Seitens der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden während des Beteili-
gungsverfahrens abwägungsrelevante Stellungnahmen vorgetragen, die in der Anlage - Stellung-
nahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange - zur Abwägung und Beschlussfassung aufgelistet sind.

3. Beteiligung des Bezirksausschusses
Der Bezirksausschuss Erkelenz-Mitte wurde mit Schreiben vom 27.04.2023 beteiligt. In der 6. Sit-
zung des Bezirksausschusses am 20.06.2023 wurde die Flächennutzungsplanänderung vorgestellt; 
die Erläuterungen wurden von den Ausschussmitgliedern zustimmend zur Kenntnis genommen.

In dieser Sitzung soll über die während der frühzeitigen Beteiligung gemäß §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 
BauGB vorgetragenen Stellungnahmen gemäß § 1 Abs. 7 BauGB entschieden und der Beschluss 
zur Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB gefasst und die Behördenbeteiligung gem. § 
4 Abs. 2 BauGB eingeleitet werden.

Beschlussentwurf (als Empfehlung an Haupt- und Finanzausschuss und Rat):
„1. Über die während der frühzeitigen Beteiligung gemäß §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB von 

der Öffentlichkeit und den Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange vorgetra-
genen Stellungnahmen zum Entwurf der 41. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Erkelenz (Oerather Mühlenfeld West), Erkelenz-Mitte, wird nach Abwägung aller er-
kennbaren öffentlichen und privaten Belangen, wie in der als Anlage - Stellungnahmen der 
Öffentlichkeit und Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belan-
ge – zur Beschlussvorlage der 41. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz 
(Oerather Mühlenfeld West), Erkelenz-Mitte, beigefügten Abwägungstabelle vorgeschlagen, 
entschieden. Die Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange - ist Bestandteil dieses Beschlusses.

2. Der Entwurf der 41. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Oerather 
Mühlenfeld West), Erkelenz-Mitte, ist unter Berücksichtigung dieser Beschlüsse auf die 
Dauer eines Monats gemäß § 3 Abs. 2 BauGB im Internet zu veröffentlichen und im Rathaus 
auszulegen; die Behörden sind gemäß § 4 Abs. 2 BauGB zu beteiligen.“

Klima-Check:
Trägt der Beschlussentwurf zum Klimaschutz oder zur Klimafolgenanpassung bei?

Ja X Nein ☐

Bauleitpläne in Form von Flächennutzungsplänen als vorbereitender und Bebauungsplänen als 
verbindlicher Bauleitplanung haben indirekt Auswirkungen auf Klimaschutz und Klimafolgenan-
passung.
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Während aus Flächennutzungsplänen keine Baurechte abgeleitet werden können, schaffen Be-
bauungspläne die Grundlage für (neue) Bebauungen, aber auch Entwicklung von Grünflächen oder 
den Bau von Verkehrsflächen.
Im Baugesetzbuch sind die Belange Klimaschutz und Klimaanpassung seit 2013 als Teil eines stetig 
größer werdenden Katalogs an Belangen und Themen in § 1 Abs. 5 aufgenommen worden.
Mit geringen Ausnahmen sind bei jeder Aufstellung eines Bauleitplanes eine Umweltprüfung und 
ein Umweltbericht zu erstellen. Hier sind die genannten Aspekte enthalten.
Regelmäßig sind Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen erforderlich, durch welche auch Maßnahmen 
zum Klimaschutz und Klimafolgenanpassung erfolgen.

Finanzielle Auswirkungen:
Die Kosten der Bauleitplanung werden durch einen städtebaulichen Vertrag zwischen der Stadt 
Erkelenz und der Grundstücks- und Entwicklungsgesellschaft der Stadt Erkelenz GmbH & Co. KG 
(GEE) sichergestellt.

Anlagen:
Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Trä-
gern öffentlicher Belange - zur Beschlussvorlage der 41. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Erkelenz (Oerather Mühlenfeld West), Erkelenz-Mitte

Anlage - Übersicht über den Geltungsbereich der 41. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Erkelenz (Oerather Mühlenfeld West), Erkelenz-Mitte
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Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange - zur Beschlussvorlage 

der 41. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Oerather Mühlenfeld West), Erkelenz-Mitte im Ausschuss für Stadtentwick-
lung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digitalisierung am 12.09.2023, des Haupt- und Finanzausschusses am 14.09.2023 und des Rates am 

20.09.2023 

 
lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
 Stellungnahmen der Öffentlichkeit während der frühzeitigen Beteiligung vom 17.04.2023 bis 21.04.2023 

gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

1 Öffentlichkeit 

Schreiben vom  

  

 Es wurden keine abwägungsrelevanten Stellungnahmen vorgetragen.   

2 Öffentlichkeit 
Schreiben vom 

  

    

    

Stellungnahmen der Öffentlichkeit während der Beteiligung vom …….bis 

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

1 Öffentlichkeit 
Schreiben vom 

  

    

2    

    

    

    

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit Schreiben vom 17.04.2023 

gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

1 Bezirksregierung Arnsberg: Abt. 6 – Bergbau und Energie in NRW 

Schreiben vom 24.04.2023 
  

 Zu den bergbaulichen Verhältnissen erhalten Sie folgende Hinweise:  

Das o.g. Vorhaben liegt über dem auf Steinkohle verliehenen Bergwerksfeld „Sophia-Jacoba A“ im Eigentum 
der Vivawest GmbH, Nordsternplatz 1 in 45899 Gelsenkirchen, sowie über dem auf Braunkohle verliehenen 

Bergwerksfeld „Matzerath 4“ im Eigentum der RV Rheinbraun Handel und Dienstleistungen GmbH, hier vertre-

ten durch die RWE Power AG, Abt. Liegenschaften und Umsiedlung, Stüttgenweg 2 in 50935 Köln.  

 

Die Hinweise zum Bergbau wurde unter „8.3 Bergbau“ der 

Begründung aufgenommen. 
 

Die EBV GmbH, die RWE Power AG sowie der Erftverband 

wurden mit Schreiben vom 17.04.2023 beteiligt und haben 

jeweils keine Bedenken vorgetragen (vgl. auch Stellung-

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
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Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange - zur Beschlussvorlage 

der 41. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Oerather Mühlenfeld West), Erkelenz-Mitte im Ausschuss für Stadtentwick-
lung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digitalisierung am 12.09.2023, des Haupt- und Finanzausschusses am 14.09.2023 und des Rates am 

20.09.2023 

 
lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
Der Planbereich befindet sich in einem früheren Einwirkungsbereich des Steinkohlenbergbaus, in dem nach 

derzeitigem Kenntnisstand durch einen Anstieg des Grubenwassers Hebungen an der Tagesoberfläche zu 

erwarten sind. Diese Bodenbewegungen können, insbesondere bei bestimmten geologischen Situationen wie 

Unstetigkeiten, zu Schäden an der Tagesoberfläche führen. Dies sollte bei Planungen und Vorhaben berück-
sichtigt werden. Inwieweit das vorliegende der vorliegende Planbereich hiervon betroffen ist, kann von hier aus 

nicht beurteilt werden. 

Ich empfehle Ihnen, hierzu eine entsprechende Auskunft bei der EBV GmbH, Myhler Straße 83 in 41836 Hückel-

hoven einzuholen.  

 
Der Planungsbereich ist nach den hier vorliegenden Unterlagen (Differenzenpläne mit Stand: 01.10.2018 aus 

dem Revierbericht, Bericht 1, Auswirkungen der Grundwasserabsenkung, des Sammelbescheides - Az.: 61.42.63 

-2000-1 -) von durch Sümpfungsmaßnahmen des Braunkohlenbergbaus bedingten Grundwasserabsenkungen 

betroffen. Für die Stellungnahme wurden folgende Grundwasserleiter (nach Einteilung von Schneider & Thiele, 

1965) betrachtet: Oberes Stockwerk, 9B, 8, 7, 6D, 6B, 2 - 5, 09, 07 Kölner Scholle, 05 Kölner Scholle. 
Folgendes sollte berücksichtigt werden:  

Die Grundwasserabsenkungen werden, bedingt durch den fortschreitenden Betrieb der Braunkohlentagebaue, 

noch über einen längeren Zeitraum wirksam bleiben. Eine Zunahme der Beeinflussung der Grundwasserstände 

im Planungsgebiet in den nächsten Jahren ist nach heutigem Kenntnisstand nicht auszuschließen. Ferner ist 

nach Beendigung der bergbaulichen Sümpfungsmaßnahmen ein Grundwasserwiederanstieg zu erwarten. 
Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung für den Braunkohletagebau als auch bei einem späteren Grund-

wasserwiederanstieg sind hierdurch bedingte Bodenbewegungen möglich. Diese können bei bestimmten 

geologischen Situationen zu Schäden an der Tagesoberfläche führen. Die Änderungen der Grundwasserflurab-

stände sowie die Möglichkeit von Bodenbewegungen sollten bei Planungen und Vorhaben Berücksichtigung 

finden. Ich empfehle Ihnen diesbezüglich, zu zukünftigen Planungen, sowie zu Anpassungs- und Sicherungs-
maßnahmen eine Anfrage an die RWE Power AG, Stüttgenweg 2 in 50935 Köln, sowie für konkrete Grundwas-

serdaten an den Erftverband, Am Erftverband 6 in 50126 Bergheim, zu stellen. 

Der in der Begründung aufgenommene Hinweis unter „9. Bergbau“ sollte entsprechend aktualisiert werden.  

 

 
Bearbeitungshinweis:  

Diese Stellungnahme wurde bezüglich der bergbaulichen Verhältnisse auf Grundlage des aktuellen Kenntnis-

standes erarbeitet. Die Bezirksregierung Arnsberg hat die zugrundeliegenden Daten mit der zur Erfüllung ihrer 

nahmen 5 und 6). 
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Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange - zur Beschlussvorlage 

der 41. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Oerather Mühlenfeld West), Erkelenz-Mitte im Ausschuss für Stadtentwick-
lung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digitalisierung am 12.09.2023, des Haupt- und Finanzausschusses am 14.09.2023 und des Rates am 

20.09.2023 

 
lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
öffentlichen Aufgaben erforderlichen Sorgfalt erhoben und zusammengestellt. Die fortschreitende Auswertung 

und Überprüfung der vorhandenen Unterlagen sowie neue Erkenntnisse können zur Folge haben, dass es im 

Zeitverlauf zu abweichenden Informationsgrundlagen auch in Bezug auf den hier geprüften Vorhabens- oder 

Planbereich kommt. Eine Gewähr für die Richtigkeit, Vollständigkeit und Genauigkeit der Daten kann insoweit 
nicht übernommen werden. Soweit Sie als berechtigte öffentliche Stelle Zugang zur Behördenversion des 

Fachinformationssystems „Gefährdungspotenziale des Untergrundes in NRW“ (FIS GDU) besitzen, haben Sie 

hierdurch die Möglichkeit, den jeweils aktuellen Stand der hiesigen Erkenntnisse zur bergbaulichen Situation  

zu überprüfen. Details über die Zugangs- und Informationsmöglichkeiten dieses Auskunftssystems finden Sie 

auf der Homepage der Bezirksregierung Arnsberg (www.bra.nrw.de) mithilfe des Suchbegriffs „Behördenversi-
on GDU“. Dort wird auch die Möglichkeit erläutert, die Daten neben der Anwendung ebenfalls als Web Map 

Service (WMS) zu nutzen. 

2 Bezirksregierung Köln –Dez. 33 (Ländliche Entwicklung und Bodennutzung) 

Schreiben vom 25.04.2023 
  

 Aus den von hier zu vertretenden Belangen der allgemeinen Landeskultur und der Landentwicklung werden 

keine Bedenken gegen das vorbezeichnete Planungsvorhaben vorgebracht. 
Keine Abwägung erforderlich Kenntnisnahme 

3 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr (BAIUDBw) (Referat Infra I 3) 
Schreiben vom 19.04.2023 

  

 Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden Verteidigungsbelange nicht beeinträchtigt. 

Es bestehen daher zum angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine 

Einwände. 

Keine Abwägung erforderlich Kenntnisnahme 

4 Deutsche Telekom Technik GmbH:  West PTI 24 

Schreiben vom 18.04.2023 
  

 Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsberech-

tigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle 
Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen 

und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie 

folgt Stellung: 

Gegen die Planung haben wir keine Bedenken. 

Keine Abwägung erforderlich Kenntnisnahme 

5 EBV GmbH 

Schreiben vom 16.05.2023 
  

 Der o.g. Geltungsbereich liegt innerhalb unserer Berechtsame auf Steinkohle, jedoch außerhalb unseres Ein-
wirkungsbereiches. 

Keine Abwägung erforderlich Kenntnisnahme 
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Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange - zur Beschlussvorlage 

der 41. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Oerather Mühlenfeld West), Erkelenz-Mitte im Ausschuss für Stadtentwick-
lung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digitalisierung am 12.09.2023, des Haupt- und Finanzausschusses am 14.09.2023 und des Rates am 

20.09.2023 

 
lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
6 Erftverband 

Schreiben vom 15.05.2023 
  

 Abwassertechnische Leitungen und Anlagen des Erftverbandes sind derzeit durch die v. g. Maßnahme nicht 

betroffen. Daher bestehen aus wasserwirtschaftlicher Sicht seitens des Erftverbandes keine Bedenken. 
Keine Abwägung erforderlich Kenntnisnahme 

7 Geologischer Dienst Nordrhein-Westfalen Landesbetrieb 
Schreiben vom 02.05.2023 

  

 Zu o. g. Verfahren gebe ich im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung folgende Informationen und Hinweise:   

 

Erdbebengefährdung   

Es wird auf die Bewertung der Erdbebengefährdung hingewiesen, die bei Planung und Bemessung üblicher 

Hochbauten gemäß den Technischen Baubestimmungen des Landes NRW mit DIN 4149:2005-04 „Bauten in 
deutschen Erdbebengebieten“ zu berücksichtigen ist.    

Die Erdbebengefährdung wird in DIN 4149:2005 durch die Zuordnung zu Erdbebenzonen und geologischen 

Untergrundklassen eingestuft, die anhand der Karte der Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen 

der Bundesrepublik Deutschland 1 : 350 000, Bundesland Nordrhein-Westfalen (Geologischer Dienst NRW 2006) 

bestimmt werden. In den Technischen Baubestimmungen des Landes Nordrhein-Westfalen wird auf die Ver-
wendung dieser Kartengrundlage explizit hingewiesen.   

Das hier relevante Planungsgebiet liegt in der Stadt Erkelenz, Gemarkung Erkelenz und ist der Erdbebenzone 2 

sowie der geologischen Untergrundklasse T  zuzuordnen. 

 

Bemerkung: DIN 4149:2005 wurde durch den Regelsetzer zurückgezogen und durch die Teile 1, 1/NA und 5 des 
Eurocode 8 (DIN EN 1998) ersetzt. Dieses Regelwerk ist jedoch bislang bauaufsichtlich nicht eingeführt. Anwen-

dungsteile, die nicht durch DIN 4149 abgedeckt werden, sind als Stand der Technik zu berücksichtigen. Dies 

betrifft hier insbesondere DIN EN 1998, Teil 5 „Gründungen, Stützbauwerke und geotechnische Aspekte“.   

Auf die Berücksichtigung der Bedeutungskategorien für Bauwerke gemäß DIN 4149:2005  bzw. Bedeutungsklas-

sen der relevanten Teile von DIN EN 1998 und der jeweils entsprechenden Bedeutungsbeiwerte wird ausdrück-
lich hingewiesen.   

Dies gilt insbesondere z. B. für große Wohnanlagen etc.   

 

Verwendung von Mutterboden   

Nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 ist bei Errichtung oder Änderung von baulichen Anlagen der 
Oberboden (Mutterboden) in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung zu schützen. Er ist vordring-

Der Hinweis zur Erdbebengefährdung wurden unter „8.4 

Erdbebenzone“ der Begründung aufgenommen. 

 

Der Hinweis zur Verwendung von Mutterboden wurde 

nicht aufgenommen. 
Der Flächennutzungsplan ist ein vorbereitender Bauleit-

plan. Er beinhaltet für das gesamte Stadtgebiet Darstel-

lungen, die die Art der Bodennutzungen aus der beabsich-

tigten städtebaulichen Entwicklung aufzeigen.  

Hinweise mit einem solchen Detaillierungsgrad – wie hier 
vom Geologischen Dienst Nordrhein-Westfalen gewünscht 

- sind nicht Bestandteil eines Flächennutzungsplanes. 

Der vorgeschlagene Hinweis wird in dem dazugehörigen 

Bebauungsplan (2. Änderung zum Bebauungsplan Nr. 

02.3/2 „Oerather Mühlenfeld West“) aufgenommen 
 

Der Stellungnahme wird teilweise ge-

folgt. 
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Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange - zur Beschlussvorlage 

der 41. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Oerather Mühlenfeld West), Erkelenz-Mitte im Ausschuss für Stadtentwick-
lung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digitalisierung am 12.09.2023, des Haupt- und Finanzausschusses am 14.09.2023 und des Rates am 

20.09.2023 

 
lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
lich im Plangebiet zu sichern, zur Wiederverwendung zu lagern und später wieder einzubauen.    

8 Kreis Heinsberg 
Schreiben vom 11.05.2023 

  

 Nachfolgend erhalten Sie die Gesamtstellungnahme des Kreises Heinsberg zur 41. Änderung des Flächennut-

zungsplanes (Oerather Mühlenfeld West), Erkelenz-Mitte. 

Seitens des Gesundheitsamtes, der unteren Bodenschutzbehörde, der unteren Naturschutzbehörde sowie der 

unteren Wasserbehörde keine Bedenken geäußert. 

 

Keine Abwägung erforderlich Kenntnisnahme 

Die untere Immissionsschutzbehörde nimmt wie folgt Stellung: 

Untere Immissionsschutzbehörde: 

Auf Grundlage der vorgelegten Planvorlagen bestehen gegen die 41. Änderung des Flächennutzungsplanes 

(Oerather Mühlenfeld West) der Stadt Erkelenz keine Bedenken, wenn der folgende Hinweis mit in den Flä-

chennutzungsplan aufgenommen wird: 
"1. Haustechnische Anlagen: 

Die Errichtung und der Betrieb von Klima-, Kühl- und Lüftungsanlagen, Luft- und Wärme-pumpen sowie Block-

heizkraftwerken hat unter Beachtung des "Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei statio-

nären Geräten" der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz - LAI (www.lai-

immissionsschutz.de) zu erfolgen." 

Der Flächennutzungsplan ist ein vorbereitender Bauleit-
plan. Er beinhaltet für das gesamte Stadtgebiet Darstel-

lungen, die die Art der Bodennutzungen aus der beabsich-

tigten städtebaulichen Entwicklung aufzeigen.  

Hinweise mit einem solchen Detaillierungsgrad – wie hier 

von der unteren Immissionsbehörde gewünscht - sind 
nicht Bestandteil eines Flächennutzungsplanes. 

 

Der vorgeschlagene Hinweis wird in dem dazugehörigen 

Bebauungsplan (2. Änderung zum Bebauungsplan Nr. 

02.3/2 „Oerather Mühlenfeld West“) aufgenommen.  

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

9 Landwirtschaftskammer NRW: Kreisstellen Heinsberg, Viersen 
Schreiben vom 04.05.2023 

  

 Aufgrund der Lage der landwirtschaftlichen Fläche werden Bedenken gegen die Darstellung als Wohnbaufläche 

zum Zweck der Inanspruchnahme für Siedlungszwecke in diesem Fall zurückgestellt. 
Keine Abwägung erforderlich Kenntnisnahme 

10 LVR: Amt für Liegenschaften 

Schreiben vom 12.05.2023 
  

 Hiermit möchte ich Sie innerhalb meiner Stellungnahme darüber informieren, dass keine Betroffenheit bezo-

gen auf Liegenschaften des LVR vorliegt und daher keine Bedenken gegen die o. g. Maßnahme geäußert wer-
den. 

Diese Stellungnahme gilt nicht für das Rheinische Amt für Denkmalpflege in Pulheim und das Rheinische Amt 

für Bodendenkmalpflege in Bonn; es wird darum gebeten, deren Stellungnahmen gesondert einzuholen. 

Keine Abwägung erforderlich Kenntnisnahme 

11 NEW Netz GmbH   
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Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange - zur Beschlussvorlage 

der 41. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Oerather Mühlenfeld West), Erkelenz-Mitte im Ausschuss für Stadtentwick-
lung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digitalisierung am 12.09.2023, des Haupt- und Finanzausschusses am 14.09.2023 und des Rates am 

20.09.2023 

 
lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
Schreiben vom 17.04.2023 

 Wir haben Ihre Anfrage geprüft und teilen Ihnen mit, dass gegen diese keine Bedenken vorliegen. Keine Abwägung erforderlich Kenntnisnahme 

12 Westnetz GmbH:  Regionalzentrum Neuss - Netzplanung (Dokumentation und Liegenschaften) 

Schreiben vom 27.04.2023 
  

 Wir haben die Unterlagen auf unsere Belange geprüft. Hier unsere Stellungnahme: 

Gegen das oben genannte Vorhaben bestehen keine Einwände, da unsere Belange hierdurch nicht berührt 

werden. 

Keine Abwägung erforderlich Kenntnisnahme 

13 WestVerkehr GmbH 

Schreiben vom 10.05.2023 
  

 Als öffentliches Verkehrsunternehmen teilen wir Ihnen nach Prüfung der uns zur Verfügung gestellten Unterla-

gen mit, dass wir im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange keine 

Anregungen oder Bedenken vorzubringen haben. 

Keine Abwägung erforderlich Kenntnisnahme 

14 WVER - Wasserverband Eifel-Rur (Aufgabenbereich Liegenschaften) 

Schreiben vom 10.05.2023 
  

 Seitens des Wasserverbandes Eifel – Rur bestehen keine Bedenken gegen das Vorhaben. Keine Abwägung erforderlich Kenntnisnahme 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit Schreiben vom  

gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

1    

    

2    

    

    

    

  



Übersicht über den Geltungsbereich der 41. Änderung des
Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz "Oerather Mühlenfeld West",
Erkelenz-Mitte

Auszug aus der Amtliche Basiskarte NRW
 c  Geobasis NRW, Stand: (27.02.2022)

0 100 m


	Kopie
	E i n l a d u n g

	Ö Top 3.1 A 61/676/2023
	Ö Top 3.2 A 61/677/2023
	Ö Top 3.3 A 61/678/2023
	Ö Top 3.3 A 61/678/2023 Anlage 01 'Stellungnahmen Öffentlichkeit, Behörden und sonstige Träger öffentl. Belange 35. Änderung FNP'
	Ö Top 3.3 A 61/678/2023 Anlage 02 'Übersicht Geltungsbereich 35. Änderung FNP'
	Ö Top 3.4 A 61/679/2023
	Ö Top 3.4 A 61/679/2023 Anlage 01 'Stellungnahmen Öffentlichkeit, Behörden und sonstige Träger öffentl. Belange 30. Änderung FNP'
	Ö Top 3.4 A 61/679/2023 Anlage 02 'Übersicht Geltungsbereich 30. Änderung FNP'
	Ö Top 3.5 A 61/680/2023
	Ö Top 3.5 A 61/680/2023 Anlage 01 'Stellungnahmen Öffentlichkeit, Behörden und sonstige Träger öffentl. Belange 41. Änderung FNP'
	Ö Top 3.5 A 61/680/2023 Anlage 02 'Übersicht Geltungsbereich 41. Änderung FNP'

